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Noch keine Regierung!
Vor neuen Schwierigkeiten.

Der nun ſchon vierzehn Tage dauernde Schacher um die Regie
rungsbildung ſchien mit dem im Werden begriffenen Kabinett
Fehrenbach nun endlich einmal ſein vorläufiges Ende erreicht zu
haben. Mit aller Beſtimmtheit wurde geſtern gemeldet, daß die
von Fehrenbach zuſammengeſtellte Koalition ſo gut wie geſichert
ſei und auch die ſtillſchweigende Billigung der Recht sſozia-
liſten gefunden habe. Wie ſich indes jetzt herausſtellt, iſt dieſe
Meldung den Tatfachen vorausgeeilt. Die rechtsſozialiſtiſche

Reichstagsfraktion hat ſich, den letzten Meldungen zufolge, nicht
entſchließen können, der neuen Regierung das erwartete Ver
trauensvotum zuzugeſtehen. Sie hat dem „Vernehmen nach“ dem
Parteiausſchuß der Deutſchen Demokratiſchen Partei Kenntnis
von ihrem Beſchluß gegeben, einer Regierung, in der die
Deutſche Volkspartei vertreten ſei, ein Vertrauensvotum
nicht erteilen zu können. Hierauf hielt die Demokratiſche Fraktion
eine Sitzung ab, in der erklärt wurde, daß unter dieſen Umſtänden
eine Regierung, die vom Vertrauen der Mehrheit des Parlaments
getragen, in Spa verhandeln könne, auf der beabſichtigten Grund-
lage nicht gebildet werden könne, und man vor einer ganz neuen
Setuation ſtehe.

Ergänzend wird dazu noch berichtet, daß die abhängige Reichs
tagsfraktion beſchloſſen hat, bei der Vertrauensabſtimmung, die
der Abgabe der Regierungserklärung folgen werde. Stimm-
enthaltung zu üben. Die Fraktion beabſichtigt ihre Stimm-
enthaltung zu motivieren dahin, daß der neuen Regierung in ihrer
Stellung der Entente gegenüber in Spa keine Schwierigkeiten er-
wachſen würden.

Den Demokraten ſcheint dieſe Erklärung nicht zu genügen,
und es iſt wieder zweifelhaft geworden, ob ſie ſich mit der neuen
Hinauszögerung des verlangten Vertrauensvotums zufrieden
geben oder von den Koalitionsverhandlungen zurücktreten werden.
Die Demokratiſche Fraktion nahm noch geſtern Stellung zu der
durch dieſe Weigerung geſchaffenen neuen Lage und ſprach ſich dahin
aus, daß unter dieſen Umſtänden eine Regierung, die in Spa ver-
handeln könne, auf der beabſichtigten Grundlage nicht bewilligt
werden könne. Die Demokratiſche Reichstagsfraktion und der
Demokratiſche Parteiausſchuß ſehen ſich vor eine ganz neue
Situation geſtellt. Sie rechnen mit der Möglichkeit,
daß Fehrenbach nun doch noch ſeine Verſuche der
Regierungsbildung aufgibt. Auch in der Frage der
Beſetzung der Regierungsſtellen ergaben ſich neue Schwierigkeiten.
Die Deutſche Volkspartei erhob Einſpruch gegen
die Miniſterliſte. Sie erklärte, daß die Beſetzung von
Schatz, Finanz, Wirtſchafts, Poſt und Arbeitsminiſterium unter
gemeinſamen Geſichtspunkten betrachtet werden müſſe und daß für
dieſe Beſetzung in erſter Linie Fachminiſter herangezogen
werden müßten.

Nach dieſer neueſten Entwicklung der Dinge fehlt zurzeit jeder
Anhaltspunkt für irgendwelche Vermutungen, welche Wendung
und welchen Ausgang die Regierungskriſe nun noch nehmen
wird.

Waffenverſchiebungen durch deutſche Offiziere.
Berlin, 22. Juni. Dagens Nyheter, Stockholm, bringt

folgende aufſehenerregende Mitteilung: Am vergangenen Mittwoch
iſt der deutſche Segler Merkur im Hafen von Hangö ein
getroffen. Die Beſatzung beſtand ausſchließlich aus
deutſchen Offizieren. Nach den Schiffspapieren ſollte das
Schiff nur Altmetalle geladen haben. Durch eine Unter-
ſuchung wurde jedoch feſtgeſtellt, daß das ſogenannte Altmetall
Kriegsmaterial in brauchbarem Zuſtand war. Wie
das Blatt weiter meldet, war die Sendung an den früheren deutſchen
Offizier von Coler adreſſiert, der zurzeit Chef der Beſatzungs
truppen von Hangs iſt. Das Schiff und die Ladung wurden be
ſchlagnahmt und von Coler aufgefordert, ſich zu verantworten.

Aus Wien wird gemeldet, daß die interalliierte Kom-
miſſionin Budapeſt eine Unterſuchung der Magazine an den
Donauhäfen angeordnet hat, da mit den Schleppdampfern
aus Deutſchland Maſchinengewehre ſowie abgelegtes
Artilleriematerial auf Rechnung der ungariſchen Regie
rung nach Budapeſt gebracht worden ſei. Für den Fall, daß der-
artiges Material vorgefunden werden ſollte, wird es der Beſchlag
nahme verfallen

Die Beſchlüſſe in Boulogne.
Paris, 22. Juni. (WTVB.) Nach dem von Havas über die

Konferenz von Boulogne ausgegebenen offiziellen C ommuniqus iſt
in der Frage der von Deutſchland zu zahlenden Entſchädi-
gungsſumme und der Verteilung unter die Alliierten ent
ſchieden worden, daß die franzöſiſchen, engliſchen, italieniſchen, bel
giſchen und ſerbiſchen Sachverſtändigen in Paris unter Zugrunde-
legung der vereinbarten gemeinſamen Vorſchläge zu machen haben.
die den Alliierten am 2. Jnli in Brüſſel unterbreitet werden ſollen.
Die Frageder Entwaffnung iſt dahin entſchieden worden,
daß die von den militäriſchen Sachverſtändigen vorgeſchlagenen
Texte angenommen wurden. Sie beziehen ſich auf den Beſitz des
zerſtörten Kriegsmaterials und auf den Zeitpunkt, zu dem die
Fabriration von Luftſchiffen wieder aufgenommen werden kann.
Cndlich iſt beſtimmt worden, daß die Ver han d l ungen wir t
ſchaftlicher Art, die in London mit dem ruſſiſchen t
lichen Delegierten geführt werden, fortgeſetzt werden ſollen

Sozialdemokratiſches Organ für Hall
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Erſcheint jeden Werktag nachmittags.
Anzeigen bis morgens 9 Uhr erbeten, größere tags vorher.

kündigt die Note, die an die Deutſche Regierung noch heute gerichtet
werde, Zwangsmaßnahmen im Falle der Nichtaus-
führung der militäriſchen Klauſeln an. Darnach
könne man glauben, daß es ſich um neue militäriſche Be
ſetzungen handeln werde, die die Konferenz von San Remo ent
ſchieden habe.

P aris, 22. Juni. Wie der Sonderberichterſtatter des Temps
mitteilt hat man in bezug auf die Feſtſetzung der deut
ſchen Schuld ſich bis jetzt höchſtens dahin entſchieden. von
Deutſchland 41Jahreszahlungen zu verlangen und nicht 37.
Die italieniſchen Vertreter hätten erklärt, ſie können die fran
zöſiſchengliſchen Vorſchläge erſt annehmen, nachdem die Frage der
Verteilung unter den Alliierten geregelt ſei.

Die Verfemung HorthyAngarns.
Pünktlich hat der Boykott der Jnternationalen Gewerk-

ſchaftgegen den Weißen Torror in Ungarn begonnen. Die
Diplomatenagenten Ungarns in den einzelnen Ländern beglücken
die Preſſe mit Rechtfertigungsſchreiben, in denen die Greueltaten
der weißen Terroriſten beſtritten werden. Der ungariſche Vertreter
in Berlin hat dem Wolffſchen Bureau eine ähnliche Erklärung über-
geben, in der es zum Schluß heißt, „daß Todesurteile nur in 50
Fällen verhängt worden ſeien und nur etwa 280 Perſonen vermißt
würden.“ Wenn der Regierungsvertreter Ungarns aber zugeben
muß, daß außer den 50 offiziellen Todesurteilen faſt 300 Menſchen
um die Ecke gebracht worden ſind, ohne daß darüber Urkunden
exiſtieren, wie mag es dann erſt in Wirklichkeit ausſehen? Wäre
eine wirklich gründliche Unterſuchung möglich, es würde ſich wahr-
ſcheinlich herausſtellen, daß die Meldungen über die Greuel des
Weißen Terrors noch viel zu weit hinter der Wahrheit zurückbleiben.

Daß die reaktionäre Preſſe, beſonders auch die deutſche gegen den
Boykott wütet, iſt ſelbſtverſtändlich. Das Blatt der deutſchen Groß
induſtrie, die „Poſt“, beſchäftigt ſich in einem Leitartikel mit dem
Boykott. Der Weiße Terror wird darin als „politiſche Macht“ an
erkannt und das Blatt findet es unerhört, daß eine Gewerkſchafts-
organiſation wagt, gegen politiſche Mächte anzukämpfen. Was
heute Ungarn paſſiert, könne morgen jeden anderen Staat geſchehen.
Damit hat allerdings das reaktionäre Organ recht. Nur zu ſpät iſt
das internationale Proletariat ſich ſeiner Macht bewußt geworden,
ſonſt würden die Bäume der Kapitals- und gegenrevolutionären
Herrſchaft ſchon nicht in dem Maße, wie es bisher geſchehen, in den
Himmel gewachſen ſein. Es ift zu hoffen, daß der Boykott gegen
Ungarn Erfolg hat, und dann wird er eine neue und wichtige Etappe
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Zwangswirtſchaft.
Die Frage der Aufhebung der Zwangswirtſchaft ſteht bei

den politiſchen Kämpfen in der erſten Linie und dient den rechts
ſtehenden Parteien als wirkſames Agitationsmittel. Ein nicht
unbeträchtlicher Teil des Proletariats erkennt noch immer nicht
die Notwendigkeit der Beibehaltung der öffentlichen Bewirtſchaf-
tung und glaubt ebenfalls, daß der „freie Handel“, die „belebende
Konkurrenz“ und wie die Schlagworte alle heißen, zu einer Ver-
beſſerung der Verſorgung und zu einer Verbilligung führen
müſſen. Die Erfahrungen, die bisher mit den freigegebenen
Produkten gemacht worden ſind, werden gefliſſentlich verſchwiegen
oder falſch dargeſtellt und die poſitiven Erfolge der Zwangswirt-
ſchaft werden nicht annähernd richtig überſehen und gewürdigt.

Wenn wir uns vom ſozialiſtiſchen Standpunkte mit
dieſem Problem beſchäftigen, ſo ſteht für uns unter den augen-
blicklichen Verhältniſſen die Sorge für die Sicherung eines Exi-
ftenzminimums durch preiswerte rationierte Lebensmittel im
Vordergrund. Die breiten Maſſen der Arbeiterſchaft, Angeſtellten
und Beamten würden bei einer Aufhebung der öffentlichen
Bewirtſchaftung des Brotgetreides außerſtande
ſein, ſich ausreichend mit Brot zu verſorgen, denn es würde ſich
ſelbſtverſtändlich ſofort die Tendenz einer Annäherung der Mehl-
preiſe an die Weltmarktnotierung zeigen. Wir wiſſen aus den
Ereigniſſen der letzten Monate, daß dieſe Aufwärtsbewegung der
Preiſe bei einer ſchwankenden Valuta außerordentliche Gefahren
in ſich birgt und eine Unruhe des Marktes herbeiführen kann, die
bei den wichtigſten Lebensmitteln unerträglich iſt. Wir hätten
heute mit einer Erhöhung des Brotpreiſes auf das
Drei- bis Vierfache zu rechnen und da die Lohneinkommen
niemals entſprechend ſchnell und hoch genug ſteigen, würde dies
weiter nichts bedeuten. als eine Verſchlechterung der
Lebenshaltung der arbeitenden Bevölkerung.
Allerdings würde ſich alsdann durch den geminderten Konſum des
Proletariats für die zahlungs kräftigen Kreiſe reichliches
Vorhandenſein von Brot ergeben und die Beſchränkungen der
letzten Jahre kämen in Fortfall.

Tatſächlich gibt es auch nur ſehr wenige extreme Vertreter der
freien Wirtſchaft. die ſogar die Aufhebung der Getreideverſor
gung jetzt ſchon durchführen wollen. Dagegen haben ſich die da
hinzielenden Wünſche bei dem anderen wichtigen Lebensmittel
des deutſchen Volkes, der Kartoffel, durchgeſetzt. Die neue
Verordnung, die nur einen Teil der Ernte zu erfaſſen ſtrebt, den

in dem Befreiungskampf des Proletariats darſtellen

Die Transportarbeiter Internationale rüſtet!
Berlin, 23. Juni. (Eigene Drahtmeldung.) Der Vollzugs-

ausſchnß des Jnternationalen Transportarbedterbundes hat die
Transportarbeiter- und Eiſenbahnorganiſationen aller Länder
aufgefordert, Bericht zu erſtatten:

1. ob die Organiſationen bereit ſind, für die in den in
Chriſtiania beſchloſſenen Reſolutionen niedergelegten Ge
danken und Forderungen zu wirken;

2. ob ſie bereit ſind, im Falle eines drehenden Krieges
einem evtl. Aufruf des Generalrates des alliierten Transport
arbeiterbundes zum Generalſtreik in allen Transport
betrieben Folge zu leiſten.

Demonſtration gegen den Steuerabzug.
Berlin, 23. Juni. (Eigene Drahtmeldung. Etwa 3000 Ar

beiter demonſtrierten in Hindenburg (Oberſchleſien)
gegenden Stenerabzug. Die Entente- Kommiſſion empfing
die Sprecher und ſagte die Weiterleitung der Wünſche der Arbeiter
zu.

Aenderung des Steuergeſetzes
Die in allen Teilen des Reiches gegen den Steuerabzug vom Lohn

einſetzenden Proteſte und drohenden Streiks der Arbeiter und An-
geſtellten ſcheinen allmählich auch dem Reichsfinanz-
miniſterium die Augen darüber zu öffnen, daß der zehnprozen-
tige Steuerabzug an ſich nicht nur eine höchſte Ungerechtigkeit gegen
die beſitzloſen Volksſchichten iſt, ſondern auch praktiſch
kaum durchführen läßt. Das Reichsfinanzminiſterium ſieht ſich da
her veranlaßt, bei der Beratung von Stenerfragen im Reichstage die
ganze augenblickliche Steuerpolitik des Reiches erneut zu beſprechen,
da das neue Lohnabzugsverfahren die Gefahren
nener Streiks und neuer Lohnforderungen nicht
unbegrüändeterſcheinen läßt.

Warum Richter ſtreiken
Die juriſtiſchen Mitglieder der außerordentlichen Kriegsgerichte

in Weſel, Duisburg und Mühlheim an der Ruhr haben ſich be-
ſchwerdeführend an die Reichsregierung gewendet. weil von dieſer
angeblich die Abſicht geäußert worden war, die Rachefuſtiz im Ruhr-
revier etwas einzuſchränken. Nachdem die Veſchwerde der Herren
nicht den von ihnen gewünſchten Erfolg gehabt hat, d. h. nachdem
ihnen die verlangten „Zuſicherungen“ nicht gewährt worden ſind.
haben ſie, wie erſt jedt bekannt wird, am a. Jumi ihre Tätigkeit ein
geſtellt und ihren vorgeſetzten Behörden mitgeteilt, daß wur die
allerdringendſten Dienſtgeſchäfte ihre Erledigung finden würden

Nun iſt inzwiſchen mit Wirkung vom 18 Jmmi an der „Belage-
rungszuſtand“ auch im Ruhrgebiet aufgehohen worden. Das be-
deutet das Ende der bisherigen außerordentlichen Kriegsgerichte
Man vird alſo vorausſichtlich um den allerdings ſehr zwei
Genuß kommen, zu erfahren, zu welchen KonſequengzenRichterſtreik die Regierung getrieben hätte. Für die G eſinnung
der Zipilrichter iſt dieſes Vorkommnis allerdings auch ſo bereits
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Reſt aber im freien Handel beläßt. iſt in Wirklichkeit faſt gleich-
bedeutend mit der vollſtändigen Aufhebung der Bewirt-
ſchaftung durch das Reich, die Staaten oder Kommunen; denn alle

Sachkenner ſtimmen darin überein, daß eine derartige „Durch-
ſöcherung“ des Prinzips zwangsmäßig zur vollſtändigen Beſei-
tigung führen muß. Dieſe BVeſeitigung iſt aber eingeſtandener-
maßen das eigentliche Ziel der Befürworter dieſer neuen Methode.
Jhr Beſtreben geht nunmehr dahin. auch für die wenigen gebun
denen Produkte vor allem Fleiſch eine Neuregelung im Hin
lick auf die vollſtändige Freigabe zu erwirken und es iſt ſicher,

daß in den Regierungskreiſen kein unüberwindbarer Widerſtand
vorhanden iſt.

Für die minderbemittelte Bevölkerung muß eine
Aenderung der Lebensmittelverſorgung offenſichtlich zu

derartige
einer

großen Gefahr werden. denn wir ſteuern unter dieſen Umſtänden
einer allgemeinen weiteren Erhöhung des Preisſtandes entgegen.
Konnnt es wieder zu einer Verſchlechterung des Geldwertes
eine Valutaſenkung ſteht durchaus im Bereich der Wahrſcheinlich
keit. ſo muß ſich daraus eine kataſtrophale Veränderung det
Marktes ergeben. Wir brauchen nur daran zu erinnern, daß
Hafer, der in der Wirtſchaftsperiode 1919-20 freigegeben war, im
Februar dieſes Jahres an der Berliner Börſe mit über 4200 Mk.

die Tonne notiert wurde, um die Situation zu kennzeichnen, die
uns bei freier Preisbildung blühen kann. Hat denn der arbeiten-
den Bevölkerung die Freigabe der Eierwirtſchaft Nutzen gebracht?
Jſt bei den heutigen Preiſen nicht für ſehr viele Menſchen ein
Ei zu einer viel ſelteneren Speiſe geworden als unter der gerade
in dieſem Nahrungsmittel gewiß nicht idealen Zwangswirtſchaft,

die durch den umfangreichen Schleichhandel ſabotiert wurde?

Damit kommen wir zu einem der ſchwierigſten Probleme der
gegenwärtigen Lebensmittelbewirtſchaftung dem Schleich-
handel, der immer offizieller zu einem Faktor unſerer Ernährung
geworden iſt. Gegenüber dieſem Handel wird es eine durch-
greifende Beſſerung nur dann geben können, wenn ausreichende
Mengen zur Verfügung ſtehen und wenn die Landwirtſchaft ihre
Ablieferungspflicht beſſer erfüllt. Es ſcheint, daß durch die ge
nofſenſchaftliche Regelung der bäuerlichen Produktion und
Ahlieferung, ſowie die direkte Verbindung zwiſchen dieſen Organi-
ſationen und den großen Kommunalverbänden und Kommunen
eine beſſere Verſtändigung zu erzielen ſein wird, und daß auf
dieſem Wege die Verſorgung der ſtädtiſchen Bevölkerung erleichtert

rden kann. Vor allem wird es aber das iſt die Grundlage
er durchgreifenden Jenderung darauf ankommen, die land

toirtſchaftliche Erzeugung durch zweckdienliche Maßnahmen, groß
zügige Beſtedlung, gusreichende Belieferung mit Düngmitteln, und
Maſchinen zu fördern und die Erträge nicht nur auf den Stand
von 1913, ſondern nach Möglichkeit noch höher zu heben. Alle ſach
verſtändigen Beurteiler der landwirtſchaftlichen Produktions-
geſtal ung ſind der wiſſenſchaftlich begründeten Ueberzeugung, daß
wi ferem pden noch bedeutend mehr als früher abgewinnen

unter unſeren derzeitigen wirtſchaftlichen
mit beſenderer Sorgfalt auf die Erhöhung der

Agrarproduktion geſehen werden, da wir außerſtande ſind, rege
mäßzige, umfangreiche Jmporte an Lebensmitteln zu bezahlen.
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ßiſchen Landesverſammlung niedergelegt, da er zum Mit

Wir müſſen uns aber davor Hüten, die

iſt, wie ſich die bürgerliche Jdeologie den „freien
und wünſcht. Jn Wirklichkeit iſt der
handel eine Tatſache von geſtern.
auf Zuſammenſchluß, auf Konzentration.

ſich eine immer engere
durchſetzt und

Verbindung zahlloſer Einzelunternehmer
Truſthildung, die Syndikatsvereinigung oder

ahnliche Formen der Ausſchaltung der Konkurrenz der modernen
Wirtſchaft ein anderes Geſicht geben. Die Frage, vor der wir
heute ſtehen, lautet: freie Wirtſchaft oder öffentliche

tſchaftung? Sie heißt: privates oder öffentliches
Moneopol? Privatkapitaliſtiſcher Truſt oder Sozialiſierung?
Darüber darf uns die Exiſtenz zahlloſer Kleinhändler nicht hin
wegtäuſchen. Alle dieſe kleinen ſelbſtändigen Unternehmer, die
beute das Heer der Feinde jeder 2wangswirtſchaft verſtärken und
auf das VPublitum in dieſem Sinne einwirken, ſind auf jeden Fall
zum Untergange verurteilt. Sie leben nur noch von der Gnade
des großen Kapitals, das im gegebenen Augenblick nie gezögert
hat und nie zögern wird. über ſie hinweg zu neuen Formen der
Warenverteilung zu ſchre Das iſt die hiſtoriſche Miſſion der
großkapitaliſtiſchen Wirtſchaft und ſentimentale Erwägungen
über die Erhaltung des kleinen Mittelſtandes, mit denen man
heute die Wähler gewinnt, werden es nicht an der Erfüllung dieſer
Aufgaben hindern. Wir wiſſen aber auch, daß dieſe Zerſplitterung
der Warenverteilung in zahlloſen kleinen Geſchäften auch bei den

ebensmitteln Vergeudung von Arbeitskraft iſt, daß aber außer
dem in dieſen Kellern und Läden zum großen Teil die hygieniſchen

Verhältniſſe keineswegs den Erforderniſſen der Zeit entſprechen,
t zuch gar nicht entſprechen können und daß es dringend not-
wendig iſt, die Warenverteilung gemein wirtſchaftlich neu zu

während des Krieges als Proviſorium ge-
und bis heute kaum geänderten Formen der Lebens-

wirtſchaftung müſſen in großem Maßſtabe umgeſtaltet
nuſterhaften Einrichtungen der Gemeinſorge ausgebaut
Zu dieſem Zwecke aber iſt notwendig, daß die Auf-

hebung der Zwangswirtſchaft mit allen Kräften bekämpft und die
Wiedereinſetzung der regelloſen freien Wirtſchaft verhindern wird.
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Die Rechtsſozialiſten für den Steuerabzug.

in die
Hande des privaten Unternehmertums zu geben, das durchaus nicht
wirtſchaftlicher als die Kommunen arbeitet, wenn es zerſplittert

el“ vorſtellt
reie Groß-Es gibt nur eine

Tendenz innerhalb der modernen Wirtſchaft und die geht überall
Wer die Geſtaltung

der Dinge einmal im einzelnen ſtudiert, ſieht an den ſtatiſtiſchen
Zahlen, die das Geſchehen noch gar nicht genug herausheben, daß

Englands Doppelſpiel.
Kraſfins Londoner Verhandlungen.

Die Verhandlungen zwiſchen Llond George und Kraſſin waren
für kurze Zeit ausgeſetzt worden, werden aber vermutlich in dieſen
Tagen wieder beginnen. Lloyd George hatte beſtimmte Fragen
in bezug auf die perſiſchen Angelegenheiten und auf die vom Zaren
reich übernommenen Schulden geſtellt. Es mußten Antworten
von Moskau eingeholt werden, die jetzt bearbeitet werden. Daily
Herald vermutet, daß der Lloyd George zu erſtattende Bericht ſich
nicht auf die Beantwortung der Fragen beſchränken, ſondern ſelbſt
neue Fragen ſtellen werde. Dann müſſe Lloyd George ſich ent
ſcheiden. Entweder fährt er fort, ſich auf Churchill und ſeine An
hänger zu ſtützen, dann wird Kraſſin mit ſeiner Miſſion England
verlaſſen und die Dinge in Polen und um Mittelaſien nehmen
ihren Lauf, oder Lloyd George trennt ſich ein für allemal von
Winſton Churchill, und dann iſt das größte Hindernis beſeitigt,
das einem Frieden mit Rußland im Wege ſteht.

Zur Frage der ruſſiſchen Schuld hat Kraſſin, nach der fran
zöſiſchen Zeitung Liberté, erklärt: daß bereits im Jahre 1906
alle ruſſiſchen ſozialiſtiſchen und demokra-tiſchen Parteien die Völker Europas und Amerikas ge-
warnt hätten, daß das ruſſiſche Volk, ſobald es zur Macht ge
langen würde, die Begleichung der von der zariſtiſchen Regierung.
gemachten Schulden verweigern würde, und daß keine bewaffnete
Macht ausreichen würde, es dazu zu zwingen. Kraſſin fuhr dann
fort: „Jch kann Jhnen jedoch im Namen meiner Regierung er
klären, daß wir bereit ſind, dieſe Frage zu diskutieren, wenn Sie
Friedensver handlungen eröffnen. Wir werden die
Frage der ruſſiſchen Schulden nicht unabhängig von Friedensver
handlungen erörtern. Wenn Sie fortfahren, Krieg gegen uns zu
führen, entweder durch Polen oder durch ein anderes Land, werden
wir unſer Verſprechen zurückziehen.“

Wie es ſcheint will England, nach dem Fehlſchlagen der polniſchen
Offenſive, von Georgien her Rußland bekämpfen Georgien hatte
mit Sowjet-Rußland Frieden geſchloſſen. Jetzt wird gemeldet,
daß Batum von Truppen der Weißen ruſſiſchen Armee beſetzt wor
den ſei, und daß ſie mit der Unterſtützung und unter dem Schutze
des britiſchen Befehlshabers in Batum die georgiſche Armee an-
greifen. Die Georgier haben als Proteſt einige Mitglieder der
Ententekommiſſion in Tiflis verhaftet.

Wie mit allen Staaten, möchte Rußland auch mit Perſien zu
einem friedlichen Abſchluß gelangen. Es hat Perſien bereits
mehrfach den Frieden auf der Grundlage gegenſeitiger An-
erkennung angeboten, aber bisher ſtets vergeblich. Rußland iſtJämmerliche Ausflüchte.

zehnprozentige Steuerabzug
Tatſache wird, und die

vom
Empörung der Maſſen über die

Schröpfung hohe Wogen ſchlägt, wird es den Rechts-
ſozialiſten langſam bange. Sie haben zwar bei den verſchie
denen Wahlen der letzten Wochen ſchon einen gewaltigen Denkzettel

für i und regktionäre Politik erhalten, aber
wenn dieſe Politik wun wie bei dem Steuerabzug ſo unmittelbar
fühlbar auf die Lebensverhältniſſe der Arbeiter einwirkt und, wenn
dann feſtgeſtellt werden muß, daß die Schuld allein den
Rechtsſozialiſten zufällt, dann ſind noch ganz andere Ab-
rechnungen mit dieſer Partei zu erwarten. Deshalb mühen ſich
rechtsſozialiſtiſche Blätter, den niederträchtigen Streich jener
Steuerbeſtimmung möglichſt harmlos darzuſtellen.

Einer der ſchlimmſten der Treiber in der rechts ſozialiſtiſchen
J MFraktion, der leitende Redakteur des Nürnberger ſozialdemokrati-

Jetzt, wo der
Lohn zur
r d n414 C Ce

äür ihre arbeiterfeindlichei t

ſchen Blattes. Adolf Braun, ſucht in einem Leitartikel die
Steuerpoliti? der Rechtsſozialiſten und insbeſondere auch den

tigen Lohnabzugzurechtfertigen. Erzehnp er o z en
tut das faſt mit denſelben Worten, die er ſchon gegenüber der Un
abhängigen Kritik im Reichstage gebrauchte:

„Nun die zehnprozentigen Abzüge! Ste werden von den vor-
urteilsloſen USP.- Agitatoren ſo dargeſtellt, als ob nur die Prole-
tarier unter dieſe Beſtimmung fallen würden. Aber der Reichs-
präſident, der Reichskanzler und die Miniſter, die Generaldirek-
toren und die Direktoren der größten Aktiengeſellſchaften und der
mächtigſten Fabrikbetriebe müſſen ſich dieſes in verlogener Weiſe
als Ausnahmegeſetz gegen die Arbeiter hingeſtellte Verfahren
ebenſo gefallen laſſen, wie jede Abwaſchfrau und jeder Hofkehrer.“

Der Mann. der fo was ſchreiben kann, redet von verlogener
Agitation! Hält er die Arbeiter wirklich für ſo dumm, daß ſie nicht
vegreifen, welcher Unterſchied zwiſchen einem Abzug von 5000 bis
3000 Mk. jährlich bei Miniſtern und Generaldirektoren und dem
wöchentlichen Abzug in Höhe von 10——20 Mk. von dem kargen Lohn
eines Hofkehrers oder einer Waſchfrau beſteht. Bei den Arbeitern
trifft der Steuerabzug das Exiftenzminimum. Er bedeutet für ſie
eine Verſchärfung des Hungers, eine ruinöſe Verſchlechterung der
Lebensbedarf hinaus. Wie elend muß es um die Gründe dieſer
kommen bedeutet der Abzug eine kleine Verminderung von Kapi-
talsanlage, denn dieſe Einkommen ſtehen weit über den notwendigen
Lebenbedarf hinaus. Wie elend muß es um die Gründe dieſer
„Sozialiſten“ beſtellt ſein, wenn ſie Ausflüchte machen müſſen, wie
ſie hier Braun auf ſeiner und ſeiner Parteigenoſſen Politik
wendet.

an-

Die Preußiſche Landesverſammlung
hat heute ihre Tagungen wieder aufgenommen Sie wird zunäch
kie Entſcheidung über die neue preußiſche Verfaſſung
zu treffen haben und neben kleineren Vorlagen die zweite und
dritte Beratung des Geſetzentwurfs über die Aufhebung der
Standesvo be des Adels und die Auflöſung des Haus
vermögens aufnehmen.

Ein Antrag auf Auflöſung der Landesverſammlung wird an-
geblich von der Unabhängig- ſozialdemokratiſchen Fraktion
geſtellt werden. Wie das BT. von parlamentariſcher Seite hört,
werden die beiden Gruppen der Rechten dieſem Antrage der Un-
gbhängigen ohne weiteres zuſtimmen. Die „Mehrheits-
ſozialdemokraten haben zu dem Antrag noch nicht Stellung ge-
iommen, deuten aber an, daß ihnen nichts übrig bleiben tvürde,

als die Zuſtimmung zu dem Antrag der Unabhängigen.
Genoſſe Dr. Roſenfeld hat ſein Mandat als Mitglied der Preu-

glied des Reichstags gewählt iſt.

Sozialiſtiſche Regierung in Braunſchweig.
Sie iſt nun endlich doch noch zuſtande gekommen. Wochenlanger

Anſtrengungen hat es bedurft, um den Widerftand der vereinigten
Bürgerlichen zu brechen, die ſie durch fortgeſetzte Obſtruktion zu
verhindern ſuchten. Jn ihrer Sitzung vom 22. Juni wählte die
Landesverſammlung die unabhängigen Abgeordneten Sepp,
Oerter, Junke und Sievers ſowie die bisherigen Miniſter
Antrick und Steinbrecher, die den Rechtsſozialdemokrater
angehören, zu Miniſtern.

Bürgerliche Mehrheit in Großthüringen
Weimar, 22. Juni. Bei den Wahlen zum Thüringi-

ſchen Landtag ſind nach den bisherigen Feſtſtellungen ab-
gegeben worden: für die Deutſchnationalen 34 128, Deutſche Volks
partei 96 125, Demokraten 49 920, Landbund 92 745, Mehrheitsſozia
fiſten 87 726, Unabhängige 159 5312 und die Kommuniſten 5858
Stimmen. Es fehlen die Altenburger Landorte und die meiſten

ininger Landorte.
ergaben die Wahlen eine bürgerliche Mehrhei t.
ausſtehendenle Ortſchaften dürften dieſe noch verſtär

kommen waren, geſtern bedeutend verſchärft.

Polizei bzw. Reichswehr.

bereit, die Unabhängigkeit, Souveränität und das Selbſtbeſtim-
mungsrecht des perſiſchen Volkes ohne jede Einſchränkung an-
zuerkennen. Die Tatſache iſt von Tſchitſcherin noch einmal offi-
ziell beſtätigt worden, und die Beſtätigung war recht angebracht,
da Lloyd George in einer Volksverſammlung erklärt hatte, der
Rat der Liga der Nationen erwarte die Antwort SowjetRuß-
lands an Perſien! Allen Zweideutigkeiten der Diplomatie ſteht die
klare und offene Haltung Rußlands gegenüber.
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London, 22. Juni. Die Regierung ließ im Unterhaus er-
tlären, daß eine Vorbedingung für eine ausſichtsreiche Fortführung
der Verhandlungen mit Kraſſin die bedingungsloſe Frei-
gabe aller britiſchen Gefangenen in Rußland ſei.

Lebensmittelunruhen
Berlin, 22. Juni. (WTVB.) Laut Abendblättern hat ſich die

Lage in Osnabrück, wo in letzter Zeit wiederholt Ausſchrei-
tungen wegen der hohen Lebensmittelpreiſe vorge-

Es werden Lebens
mittelläden und Schuhwarengeſchäfte von einer großen Menſchen
wenge ausgeräumt und die Waren zu billigen Preiſen verkauft.
Auch verſchiedene Gaſtwirtſchaften und Hotels wurden geplündert.
Die Hauptgeſchäftsſtraßen wurden darauf von der aus Hannover
herbeigerufenen Sicherheitspolizei im Verein mit der Osnabrücker
Polizei und der Ortswehr abgeſperrt. Vor dem Gerichtsgefängnis
feuerte die Ortswehr auf die Menge, die verſuchte, das Gebäude zu
ſtürmen. Mehrere Perſonen wurden dabei verletzt. Nachts war die
Ruhe wieder hergeſtellt. Auch in Frankfurt und in Krefeld
ereigneten ſich ähnliche Krawalle. Jn Krefeld ſtürmte die
Menge das Warenhaus von Leonhard Tietz und warf ſämtliche
Waren aus allen Stockwerken aus den Fenſtern auf die Straße.
Auch mehrere andere Geſchäfte, Lebensmittelläden und Schuh-
warengeſchäfte wurden von der Menge geplündert. Die Schutz
mannſchaft war machtlos. Erſt in den Abendſtunden gelang es der
belgiſchen Beſatzungsbehörde die Ruhe wieder herzuſtellen. Zahl-
reiche Perſonen ſind bei den Zuſammenſtößen verletzt worden.

Stuttgart, 22. Juni. (WTB.) Um gegendie Preis-
ſteigerung der Lebensmittel und den Lebens-
mittelwucher zu demonſtrieren, hatten die vereinigten
Gewerkſchaften für Dienstagnachmittag zu Kundgebungen

von den Unternehmern angewandte BVerſchleppungstaktik, die e
Verhandlungen bereits über ein halbesden Arbeitseinſtellungen gezwungen 8

Reaktionäre Geftändniſſe.
c e alte Koalitionsregierung nach dem Kapp,r ernih an den Arbeitern gehandelt hat, denen ſie ver

dankt, daß ſie wieder in die Regierung zurückkehren konnte, ſt
bekannt. e Angſt vor der revolutionären Arbeiterſchaft iſt eben
bei dieſen Herrſchaften immer noch viel größer als ie Angſt vorden KappPutſchiſten. Jetzt er cährt man einiges Nähere über daz
nrert e Spiel, das ſowohl Rechtsſozialiſten wie Zentrum
eute mit den Arbeitern des Ruhrgebiets getrieben haben.
Der Kreuzzeitung geht aus Eſſen ein Bericht über eine Zen,

trumsverſammlung zu, in der das Bielefelder Abkommen
eine gewiſſe Rolle ſpielte und ſtarke Kritik an dem Zentrum
miniſter Giesberts geübt wurde, der an dieſem Abkommen mit
wirkte. Dieſer für die arbeiterfeindliche Stimmung des Zentrum
wie für gewiſſe rechtsſozialiſtiſche Miniſter charakteriſtiſche V
richt lautet:

Miniſter Giesberts hat durch ſeine in letzter Zeit bei rer
ſchiedenen Anläſſen gezeigte ſozialiſtenfreundliche
bei ſeiner eigenen Partei ſtark an Anſehen eingebi
lich ſind ihm der bekannte

beim des unrühmlichen Bielefelder Abkommens in den
Kreiſen der Zentrumswähler ſehr übel vermerkt worden.
den Wahlverſammlungen iſt es darüber ſtellenweiſe zu ſcharfen
Auseinanderſetzungen gekommen. Jn einer in Eſſen abgehalte-
nen großen Verſammlung rheiniſch und weſtfäliſcher katholiſcher
Landwirte. in der Reichsminiſter Dr. Bell und Abg. Je
Reinecke aus Münſter die Zentrumspolitik verteidigten
ſchleuderte einer der Wortführer erregt das Wort in den Saal
„Für einen Miniſter, der nach Bielefeld zu den Volſchewiſto
geht und an der Maifeier der Sozialdemokratie teilnimmt, darf
in den Reihen der Zentrumspartei kein Platz mehr ſein.“

In einer Erwiderung machte Dr. Bell zu dem Bielefelder Ab-
kommen ſehr bemerkenswerte Mitteilungen: „Jch muß ſagen
ſo führte er aus daß die Zentrumsfraktion und auch ich per
ſönlich mit dem Bielefelder Abkommen keineswegs einverſtanden
waren. Ich hätte ſelbſt ſehr gewünſcht, daß Giesberts nicht nach
Bielefeld gefahren wäre. Eigentlich war es Pflicht des Mint
ſters des Jnnern, zu den Verhandlungen nach Bielefeld zu reiſen,
Aber dieſer weigerte ſich hartnäckig, wie auch jeder andere Reich-
miniſter, hinzufahren. uf dringende Vorſtellungen hin er-
klärte ſich endlich Giesberts bereit, an den Verhandlungen teil-
zunehmen. Das Zentrum hat wirklich keine Veranlaſſung, alles
zu vertreten, was im Bielefelder Abkommen feſtgelegt iſt. Das
Abkommen geht in weſentlichen Punkten über die Berliner
Vereinbarung hinaus. Es iſt darin manches enthalten, was uns
außerordentlich nnangenehm iſt. Den entſcheidenden Einflußbei den Verhandlungen hat abex nicht Giesberts ausgeübt, ſog

dern die Abgeordneten Trimborn und Herold. Giesberts
elbſt hat ſpäter das Bielefelder Abkommen, ſoweit es über den

Rahmen der Verfaſſung hinausgeht, für null und nichtig erklärt.
Er handelte in der ehrlichen Abſicht, dem entſetzlichen Blut
vergießen im Ruhrgebiet ein Ende zu machen.“ Dieſe Au-
führungen wurden durch den Abgeordneten Dr. Reinecke durch
folgende intereſſante Ausführungen ergänzt: „Nach meiner
Auffaſſung wäre es für Giesberts das einzig Richtige geweſen,
zu ſagen: Jch verhandle mit Bolſchewiſten nicht und lehne jede
Verantwortung ab für das, was in Bielefeld vereinbart wird.
Sogar der Miniſter Severing hat mir das als den richtigen Weg
perſönlich zugegeben. Jch für meine Perſon wäre an Giesberts
Stelle am Abend vor den Verhandlungen von Bielefeld abgereiſt,
wie es der Miniſter Braun klugerweiſe getan hat.“

Bei der Kreuzzeitung findet dieſer Bericht natürlich wärmſte
Sympathie. Sie bedauert nur, daß der General Watter nicht Ge
legenheit gefunden hat. die „Note Armee“ nach ihren Wünſchen
zuſammenzuſchlagen. Die beiden Zentrumsabgeordneten Bell
und Reinecke erzählten in der Eſſener Verſammlung, führende
militäriſche Perſönlichkeiten hätten die Notwendigkeit von Ver-
handlungen mit den Revolutionären des Ruhrgebiets betont, weil
die Rote Armee der Reichswehr ſonſt eine kataſtrophale Nieder
lage bereiten würde. Dieſe Mitteilung erklärt die Kreuzzeitung
für Mache: wenn man General Watter hätte nach Belieben ſchalten
laſſen. wäre keine Gefahr vorhanden geweſen. Jm übrigen
herrſcht zwiſchen den Gegenrevolutionären der Kreuzzeitung und
des Zentrums volles Einverſtändnis über die Wiederaufrichtung
reaktionärer Schutzwälle gegen die Arbeiter

Notizen.
Zum Schandurteil von Marburg. Wie das B. T. aus Marburg

erfährt wird von den Hinterbliebenen der Er-ſchoſſenen und von den auf dem Transport Mißhandelten gegen
die 14 vom Marburger Kriegsgericht freigeſprochenen Zeitfrei-
willigen und einige Zeugen ein Schadenerſatzverfahren
wegen Totſchlags, Körperverletzung und ſchwerer
tätlicher Beleidigung vor demZivilgericht anhängig gemacht werden.

Der däniſche Reichstag wird zum 5. Juli auf gelöſt werden.
Die Neuwahlen ſind auf den 6. Juli feſtgeſetz

Aus der Partei.

n t. NamenMaifeierErlaß und ſeine Tätigkeit

in allen größeren Orten des Landes aufgerufen. Dabei kam es in
Ulm und Ravensburg zu Zuſammenſtößen mit der

Jn Ulm wurde der Oberamtmann
und der Oberbürgermeiſter mißhandelt. Beim Sturm auf das Nat-
haus gab es unter der Menge Tote und Verwundete. Jn
Ravensburg wurde das Oberamtmannsgebäude beträchtlich be-
ſchädigt, auch hier gab es Verluſte auf Seiten der „Aufrührer“. Jn
Aalen bemächtigten ſich verſchiedene Elemente mit Gewalt des
Wafſendepots der Einwohnerwehr, das ſie vollſtändig ausraubten.

Verhandlungen im Landarbviterſtreik.
Nach einer Meldung der TU. wurde in einer 15ſtündigen Sitzung

vor dem Schlichtungsaus Hutf pom merſchen Landarbeiterſtreit
eine Einigung dahin erzielt, daß den Landarbeitern außer dem
Deputat ein barer Tagesverdienſt von 4,70 Mk. zugeſprochen
wurde gegenüber der bisherigen Barlöhnung von 3,50 Mk. Die
Arbeitsbedingungen wurden nach der Landarbeiterordnung ein-
ſchließlich 11ſtündiger Arbeitszeit geregelt. Der Streik dauert
noch an, da die Arbeiter-Organiſationen zu den Beſchlüſſen des
Schlichtungsausſchuſſes noch nicht Stellung genommen haben.

Ueber die Urſachen des Streiks teilt die Gauleitung des Land-
arbeiterverbandes mit, daß der Streik ausgebrochen ſei, weil der
von der Kösliner Regierung erlaſſene Zwangstarif den berechtigten

bei weitem nicht entſprochen hätte. Es

r t on

Wünſchen der Landarbeiter
wurde daraufhin den riretern der Landarbeiter bei Beſprechun-
gen vom 10. Mai d. J

Auch vor dem vom Landwirtſchafts-
miniſterium eingeſetzten Schiedsgericht, das am 10. Juni in Köslin
tagte, kam es jedoch zu

Die eingeſetzte erweiterte Spruchkammer be-
ſchäftigte ſich am 16. Juni nochmals eingehend mit der Angelegen-

ſchaftlichen Verhältniſſe der einzelnen Kreiſe zu berückſichtigen
und die gleichgearteten Kreiſe eventuell zu geeinten Gruppen zu

Die Arbeitgeberbeiſitzer dagegen zeigten deutlich, daß ſie nur er-
ſchienen waren, um den Abſchluß des Tarifs zu verhindern. Mit

auch dieſe
Die Oeffentlichkeit tag ſich nunmehr ein Urteil bilden, wer

bewußt unſer Wirtſchaftsleben, beſonders die Volksernährung,

N

im Landwirtſchaftsminiſterium beſtimmte
Verſprechugen gegeben.

keiner Einigung.
Di darauf

heit, bei der die Arbeitnehmervertreter geneigt waren, die wirt-

ſammenzufaſſen, um endlich zum Abſchluß des Tarifs zu kommen.

bin ſcheit Verhandlungen.
ſabotiert. Es iſt nicht Schuld der Arbeiter, wenn ſie durch die

Die bulgariſchen Kommuniſten.
Am 31. Mai fand in Sofia der Parteitag der bulgariſchen

Kommuniſtiſchen Partei ſtatt. Aus dem Bericht geht her-
vor, daß die Partei etwa 35 000 Mitglieder hat, die ſich auf 88 Ver-
bände und 1083 Gruppen verteilen. Die Einnahmen betrugen im
Jahre 1919 2217 424 Frank, die Ausgaben 1 647 480 Frank. Das
Zentralkomitee gibt zehn Zeitungen und Zeitſchriften heraus. Jm
vergangenen Jahre erſchienen außerdem 35 Bücher und Broſchüren.
Dieſe Zahlen ſtammen aus einem bürgerlichen bulgariſchen Blatt,
ſind alſo ſicher nicht zu hoch gegriffen.

Aus den Wahlen im März ging die Kommuniſtiſche Partei als
die zweitſtärkſte hervor mit 181 500 Stimmen und 50 Parlaments-
ſitzen. Die Mehrheitsſozialiſten (Die Weiten) erlitten eine ſchwere
Niederlage und erzielten nur 55 000 Stimmen und 9 Sitze. Der
Wahlſfieg der Kommuniſten hat die Regierung und die Bauern-
partei in große Erregung verſetzt und man verſucht nun, durch aller
lei unſaubere Manöver den Erfolg zu verringern. Bei der Man-
datsprüfung hat die Parlamentsmehrheit kurzerhand die Wahlen
in den von den Kommuniſten eroberten Kreiſen für ungültig er-
klärt. So hat man in Vrotſa fünf kommuniſtiſche Deputierte kaſ-
ſiert, in Philippopel vier. Das gleiche geſchah in Ruſtſchuck und in
anderen Wahlkreiſen. Die geſamte oppoſitionelle Preſſe hat ſich
gegen dieſes Vorgehen gewandt, jedoch ohne Erfolg. Herr Stambo-
linſki tut, was er will. Aber die Regierung erreicht damit doch nur
das Gegenteil von dem, was ſie beabſichtigt. Sie möchte die kom-
muntſtiſche Bewegung vollkommen unſchädlich machen; und ihre
Politik bewirkt ſtatt deſſen ein ſtändiges Anwachſen der Kommuni-
ſtiſchen Partei.

Bücher und Schriften.
Heft Nr. 22 der Wochenſchrift Der Arbeiterrat iſt erſchienen. Aus

dem Jnhalt: USP. und Rätebewegung. Von Max Sievers.
Die Rätebewegung auf dem Lande. Statut für die wirtſchaftliche
Räteorganiſation des Wirtſchaftsbezirks Halle- Leipzig. Arbeits-
gemeinſchaft oder Klaſſenkampf. Betriebsräte und Gewerkſchaf-
ten. Gewerkſchaftsbund und Afa für freigewerkſchaftliche Be
triebsrätezentralen der Arbeiter und Angeſtellten. Rundſchau.
Betriebsräte in England. Von A. Schaefter. Das rote Ungarn.
Von Dr. S. D. Der Arbeiterrat iſt zu beziehen durch jedes Poſt
amt, alle Parteibuchhandlungen oder direkt vom Verlag Ber-
lin C. 25 Münzſtraße 24. Preis pro Monat 8,50 Mk. Vierteljahr
10,50 Mk. Einzelheft 1 Mk.
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Heraus mit den politiſchen
Gefangenen!

O. P. Jn der Republik Deutſchland, deren Präſident ſich Sozial
demokrat nennt, und deren Verfaſſung die freieſte der Welt ſein ſoll
ſind die Zuchthäuſer und Gefängniſſe überfüllt mit den Beſten und
Tapferſten aus den Reihen der Arbeiterſchaft. Die Kriegsgexichte,
dieſe blutüberſtrömte Henkersmaſchinerie des ſcheindemokratiſchen
„Rechts“ ſtaates Deutſchland, arbeitet in raſendem Tempo und würgt
täglich Hunderte ab. Den Vorſitz führt „Richter Kapp“. Er und
ſeine Gehilfen ſitzen zu Gericht über diejenigen, welche im März auf
dringenden Wunſch der Regierung „die Verbrecher LappLüttwitz mit
allen Mitteln bekämpft“ hatten. Dafür werden ſie nun zum Tode
oder zu ſchweren Zuchthausſtrafen verurteilt. Verurteilt nach Pflicht
und Gewiſſen“ von denjenigen, welche offen oder verſteckt die Partei
der Kapp Lüttwitze nahmen und ſelbſt mit den Waffen in der Hand
den kämpfenden Arbeitern gegenüberſtanden. Gibt es eine größere
Tragikomödie als dieſe? Muß nicht dem Kapp Gerichtsrat ein
ſataniſches Rachegefühl überkommen, wenn er jetzt über gefangene
Rotgardiſten zu urteilen hat

Auch für die Militärkamarilla gilt die Linie des geringſten Wider
ſtandes zu benutzen, um den Erfolg zu erringen. Jeder weiß, wie
von jener Seite mit Hochdruck gearbeitet wird, um dem Probe-
exerzieren im Märzen ein Kaiſermanöver noch vor dem Herbſt folgen
zu laſſen. Da iſt es doch ſehr geſchickt, jetzt ſchon die Neuauflage des
Kappwerkes zu ſichern, indem man durch die Kriegsgerichte die Aus
merzung der führenden Kräfte der Arbeiterbewegung unter dem Deck
mantel der Rechtmäßigkeit vornimmt. Richter Kapp füllt die gefahr
drohenden Tiefen des nächſten Schlachtfeldes mit tauſenden Sozialiſten
leichen. Jm Zuchthaus vermodern die, welche damals von ſeiner
Majeſtät Fritz, dem beinahe Geſtürzten, gerufen wurden, um die ge
polſterten Regierungsſeſſel wieder an die Allerwerteſten der Rechtſer
und Demokraten anzuleimen Wahrlich, ein grandioſer Erfolg, den
der Generalſtreik und die vielen Blutopfer im März gezeitigt haben.
So wie die Dinge heute liegen, muß man ſagen, daß die weiße Juſtiz
maſchine durch den Generalſtreik, welcher von der Regierung, o, Ko
mödie, zur Erhaltung der Staatsgewalt angefordert wurde, in Be
wegung geſetzt ward. Einen Erfolg, wie man ihn ſich nicht träumen
ließ, und recht mögen die haben, welche der Anſicht ſind, daß eine
Regierung Kapp Lüttwitz nicht ſchlimmer hauſen konnte, als wie es
jetzt unter der Aera Fritz Ebert geſchieht.

Die Kriegsgerichte arbeiten raſend. Das zu Weſel fällt an einem
Tage durchſchnittlich 30 Urteile. Jn der Hauptſache ſchwere Zucht
hausſtrafen. Herzzerreißende Szenen ſpielen ſich bei Abführung der
Verurteilten ab. Alte Mütter blicken tränenloſen Auges ſtarr ihrem
Jungen nach. 5, 6 und 8 Jahre Zuchthaus. Und wofür? Weil er
ſich in die Liſte der Roten Armee einzeichnen ließ. Weil ein anderer
Verwundete pflegte, alſo Samariterdienſte verſah. Oder weil jemand
die Waffe zur Hand nahm, um die Dienſte der davongelaufenen
grünen Polizei zu verſehen. Wer damals als Mitglied der Sicher-
heitswehr tätig war und das Leben und Eigentum der Bürger ſchützte,
vielleicht mit größter Gefahr für das eigene Leben, wird heute be-
lohnt mit einigen Jahren Gefängnis oder Zuchthaus. Ganz be-
ſtimmt mit Zuchthaus, wenn er kämpfend den Kapp Verbrechern
gegenübertrat. Räuberiſche Erpreſſung nennt man es jetzt, wenn da
mals die Verpflegung der Roten Armee, welche von der Regierung
als kriegsführende Macht anerkannt war, durch Requiſitionsſcheine
ſichergeſtellt wurde. Der Beteiligung am Aufruhr haben ſich die
ſchuldig gemacht, welche den Aufrührern „Lichtſc,lag“, „Lüttwitz“,
„Schulz“ und wie ſie alle heißen, entgegentraten, weil die Regierung
dazu aufforderte. 30 Urteile täglich von einem Gericht. Dieſer
Jammer und die dumpfe Verzweiflung der Mütter, der Frauen und
Kinder beim Abſchiednehmen von den Verurteilten auf den Korridoren
des Kriegsgerichtes zu Weſel ſchreit zum Himmel.

Die Richter richten nach „Pflicht und Gewiſſen. Das heißt ohne
jegliche Anlehnung an zwiſchen der Regierung und der Arbeiterſchaft
ab geſchloſſene Verträge. „Die Anſichten und Anordnungen der
Regierungsmitglieder, auch des Juſtizminiſters, können nicht maß-
gebend ſein für unſere Rechtſprechung“, ſagte bei einer Urteilsver-
kündung der Vorſitzende des Weſeler Kriegsgerichtes. Dort in Weſel
wird übrigens ein beſonderes „Recht“ geſprochen. Die Herren vom
Kriegsgericht Weſel ſchwitzten nämlich Todesangſt, als die Flintenläufe
der Rotgardiſten über Weſels Mauern lugten und in einer dunklen
Nacht eine ſtattliche Anzahl der grünen Poliziſten aus Weſel ins
belgiſche beſetzte Gebiet hinüberwechſelten. Sagten die Herren vom
Kriegsgericht zu Weſel doch ſelbſt, daß ſie um ihr Leben keinen
Pfifferling gegeben hätten, wenn Spartakus Weſel genommen hätte.
Der Haß dieſer Geſellſchaft iſt alſo konzentriert. Dennoch ſitzen ſie
zu Gericht über gefangene Weſelkämpfer. Hier werden die Arbeiter
dreifach verdonnert. Zunächſt einmal, weil ſie als Sozialiſten gegen
den Klaſſencharakter des heutigen Staates angehen. Zweitens, weil
ſie mit den Waffen in der Hand den verſteckten und offenen Kappiſten
gegenübertraten und dann drittens, o Todſünde, weil ſie ſelbſt vor

dem hochnotpeinlichen Kriegtgericht und deſſen Räten in Weſel nicht
W r er wollten, ſondern den Griff in deren Bärte wagten.

intereſſant iſt auch die Rolle der Regierung und der Polizei
behörde bei den kriegsgerichtlichen Verbrechen ulegen. Hidiene uns der Prozeß Schaumann. darzulegen. Siern

Genoſſin Schaumann aus Magdeburg, Mitglied der KWD.,
wurde am 6. April in Dinslaken von Reichswehrtruppen verhaftet
und nach Weſel transportiert. Jn ihrem Beſitz wurden Photographien
verſtümmelter Rotgardiſten, kommuniſtiſche Broſchüren und
3000 ruſſiſche Rubel gefunden. Sie wurde beſchuldigt, im Solde der
bolſchewiſtiſchen Regierung zu ſtehen, ungariſche Kommuniſtenführer
nach Deutſchland gebracht und dem Ententeſpitzel de Motte militäriſche
Vorgänge in Magdeburg verraten zu haben. Außerdem ſich hervor
ragend an der Organiſierung des Märzaufruhrs beteiligt und zum
bewaffneten Widerſtand gegen die ordnungsmäßige Staatsgewalt, zu
Händen der Reichswehrtruppe, aufgefordert zu haben. Beweiſe ſollen
ſein die ruſſiſchen Rubel, die kommuniſtiſchen Broſchüren, ein Schreiben
der Genoſſin Schaumann an den „auf der Flucht“ erſchoſſenen de Motte,

ihre Tätigkeit in Dinslaken und Reden in Hamborn uſw. Die erſte
Verhandlung vor dem Kriegsgericht zu Weſel fand am 4. Mai ſtatt.
Der Anklagevertreter beantragte die Todesſtrafe wegen Rädelsführer
ſchaft am ſchweren Aufruhr. Da der Genoſſin Schaumann jede Ver
teidigungsmöglichkeit genommen war, z. B. verhinderte das Gericht
durch ein Depeſchenmanöver die Ladung des einzigen Zeugen, der von
Frau Schaumann angegeben war, des Genoſſen Redakteur Plenge
aus Solingen, welcher in fraglicher Zeit ebenfalls in Dinslaken weilte.
Auch Briefe, in welchen die ſo ſchwer Beſchuldigte um V. ädiger
bat, wurden nicht durchgelaſſen. Weil ihr alſo jede Verteidigung
fehlte, beantragte ſie erneute Verhandlung. Dieſe fand am 17. 20.
und 21. Mai ſtatt. Der Anklagevertreter zog den zuerſt geſtellten
Antrag zurück und beantragte jetzt zehn Jahre Zuchthaus, weil die
Angeklagte nicht im bolſchewiſtiſchen Solde geſtanden, weil ſie keine
ungariſchen Kommuniſtenführer über die Grenze nach Deutſchland
gebracht hatte und weil die kommuniſtiſchen Broſchüren ſich als eine
Lebensbeſchreibung Walter Rathenaus entpuppten. Dennoch hätte ſie
durch den Bericht an de Motte dazu beigetragen, daß die Franzoſen
den Maingau beſetzten. Weiter hätte ſie durch ihre Agitation, be
ſonders durch Reden, den Widerſtand gegen die Reichswehr geſtärkt
und wäre dadurch eine der Hauptſchuldigen an dem Tod tauſender
Menſchen. Das Urteil lautete auf 300 Mark Geldſtrafe.

Das mutet wie ein frecher Witz an und doch iſt es unumſtößliche
Wahrheit. Von der Todesſtrafe bis 300 Mk. Geldſtrafe!!! Frau
Schaumann wurde nämlich freigeſprochen von der Anklage der
Rädelsführerſchaft an ſchwerem Aufruhr. Doch nach dem erſten
Termin, als der Antrag auf Todesſtrafe geſtellt war, machte die tief
geängſtigte Genoſſin einen Beſtechungsverſuch. Sie bot dem ſie be
gleitenden Soldaten auf dem Transport zum Gefängnis 1000 Mk. an,
wenn er ſie entwiſchen laſſe. Das wurde geahndet mit 300 Mk. Geld
ſtrafe, welche durch die erlittene Unterſuchungshaft als verbüßt an
geſehen wurde. Der Haftbefehl wurde aufgehoben und die Koſten der
Staatskaſſe auferlegt. Was geſchah nun Trotz des Freiſpruchs,
trotz Aufhebung des Haftbefehls wurde Genoſſin Schaumann weiter
in Haft behalten. Sie befindet ſich heute noch im Gefängnis zu
Weſel. Der Anklagevertreter übergab ſie der Polizeibehörde, weil ſie
als gemeingefährlich für die beſtehende Ordnung anzuſehen ſei. Sie
ſoll ausgeliefert werden, obwohl ſie Deutſche und erſt durch Heirat
mit einem Deutſchöſterreicher Ausländerin geworden iſt. Und an
dieſer Eigenſchaft ſoll ſie nun zugrunde gehen. Die „Freiheit“, welche
im Militärgefängnis beſtand, Spazierengehen im Hofe, iſt im Polizei-
gefängnis genommen. Jhre Sachen hält man ihr weiter vor, ſo daß
ſie, da ihr jede Möglichkeit genommen, die Wäſche zu wechſeln, und auch
infolge Fehlens jeglicher ſanitärer Einrichtüngen, im Polizeigefängnis
erkrankt iſt. Dann verſucht die Behörde der Oeffentlichkeit vorzu
täuſchen, Schaumann ſei entlaſſen. Sendungen kommen zurück mit
dem Vermerk: „Abgereiſt! Unbekannt wohin!“ Feſt ſteht, daß Ge
noſſin Schaumann heute noch im Polizeigefängnis zu Weſel ſitzt.

Die hier geſchilderten Tatſachen ſind ſo empörend, daß die breite
Oeffentlichkeit dazu Stellung nehmen muß. Die Stellung der Regie
rung zur Frage der obwaltenden „Juſtiz“ iſt in ihrer ganzen Erbärm-
lichkeit von uns ſo oft gezeichnet worden, daß es geradezu lächerlich
wäre zu fragen Wie ſtellt ſich die Regierung hierzu Vielmehr be
trachten wir es als unſere Pflicht, dieſe Frage an die Geſamtheit der
Arbeiterſchaft zu richten. Nicht für den Fall Schaumann allein, ſon
dern für alle die, welche jetzt in den Zuchthäuſern vermodern, weil ſie
bereit waren, ſich für die Arbeiterſchaft zu opfern. Die Frage muß
bald gelöſt werden denn aus den Gefangenenlagern kommen nicht
nur verzweifelte Hilfeſchreie, ſondern auch Nachrichten, daß einige
unſerer Freunde Selbſtmord verübten, weil der gemarterte Körver
und die niedergetretene Seele die geiſtigen und körperlichen Miß-
handlungen nicht länger ertrugen. Die Maſchine des organiſierten
und legaliſierten Mordes muß zerſchlagen werden. Eine nicht aus-
zulöſchende Schande für die deutſche Arbeiterſchaft wäre es, wenn ſie
den grauſamen Juſtizmorden weiter Gewehr bei Fuß zuſieht. Die

hoffen, wäre abſurd. Das Parlament, der Tanzboden der Drabt
puppen der bürgerlichen Rechts und Staatsordnung, muß verſagen,
weil es einen Teil der Regierungsmaſchinerie darſtellt. Helfen kann
unſeren Freuden in den Zuchthäuſern nur das Proletariat ſelbſt.

Gewerkſchaftliches.
Jnduſtrieverbände!

Die Vertreter des Deutſchen Metallarbeiterver-
bandes beſchloſſen auf ihrer letzten Tagung (erweiterter Beirat),
die Frage der Schaffung ſtarker Jnduſtrieperbände für alle Hand-
und Kopfarbeiter in den zentralen Körperſchaften, den Gewerkt
ſchaften aufzurollen. Der Vorſtand des AD B. wurde auf
gefordert, „die Zuſammenfaſſung aller Hand und Kopfarbeiter
in einheitlichen Jnduſtrieorganiſationen auf die Tagesordnung der
nächſten Ausſchaßſitzung zu ſetzen und Verhandlungen auch mit der
Afa zu dieſen Zwecken einzuleiten.“ Jm weiteren erhob „der er
weiterte Beirat des DMV. entſchiedenen Proteſt gegen die in letzte
Zeit wiederholt hervorgetretenen Verſuche verſchiedener Gewerk.
ſchaften, bei der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen in
den Jnduſtriezweigen, in denen ſie die führende Organiſation ſind
den Deutſchen Metallarbeiterverband bei den Verhandlungen
über Tarif- reſp. Kollektivabkommen, wie beim Abſchluß ſolcher
Abkommen und den Tariſſchlichtungsſtellen als Mitkontrahent
auszuſchalten, obwohl der DMV. mit einem Teil ſeiner Mitgliedet
beteiligt iſt, die in dieſem Jnduſtriezweig als Metallarbeiter be-
ſchäftigt ſind. Es wurde daher beim Vorſtand des Allgemeinen
deutſchen Gewerkſchaftsbundes beantragt, dieſe Frage zwecks ein
heitlicher Regelung auf die Tagesordnung der nächſten Bundes
ausſchußſitzung zu ſtellen.“

Gerichtsſaal.
Schwurgericht.

Drei Jahre Gefängnis wegen vorſätzlicher Tötung. Der Ton-
brucharbeiter Fr. Koch aus Müllerdorf war angeklagt, am
22. Februar 1 mit Ueberlegung ſeine Ehefrau und ſein ein-
jähriges Kind ermordet zu haben. Der Angeklagte führte zurAnklage folgendes aus: „Meine zweite Frau lernte ich im Jedre

1916 kennen. Da ich aus erſter Ehe noch unerwachſene Kinder
hatte und bald ins Feld kommen ſollte, ließ ich mich von ihr be-
timmen, ſie zu heiraten. Bis zum Jannar 1919 war das Zu
ammenleben mit meiner Frau ein durchaus harmoniſches. Dann

kam es wegen meiner Stieftochter zu Auseinanderſetzungen
wiſchen meiner Frau und mir. Mehrmals verließ iſt tagelang
as Haus, da mir der Streit zuwider war. Am 2l. Februar ge

rieten wir ſchon in aller Frühe wieder einmal aneinander. Es kam
dabei zu Tätlichkeiten. Als meine Frau den Gendarmen holte,
der mich zurechtweiſen ſollte, war ich darüber ſehr ungehalten.
Nachmittags beſorgte ich mir in Halle einen Revolver, da mich
meine Frau bedroht hatte. Am nächſten Tage zurückgekehrt, ging
der Streit gleich beim Betreten des Hauſes wieder los. Daraufhin
verlangte ich von meiner Frau die mir zuſtehenden Lebensmittel,
um wieder fortzugehen. Meine Stieftochter ſagte zu mir, ich
ſollte ihretwegen hier brauchte ſie einen ganz unflätigen Aus-
druck freſſen. Durch das Verhalten meiner Frau zur höchſten
Wut gereizt, Liff zu dem neugekauften Revolver. Was ich
dann getan habe, weiß ich nicht mehr. Jch war zu erregt.“ Die
Zeugenausſagen ergaben im großen ganzen die Richtigkeit dieſer
Angaben. Das Plädoyer des Staatsanwaltes wirkte außerordent-
lich trocken. Die Rechtsaufklärung der Geſchworenen ließ voll
ſtändig die Grundfrage vermiſſen: inwieweit iſt der
menſchliche Wille überhauptfrei?!l Leicht verſtänd-
lich. Denn dieſe Frage aufwerfen und ſie nach allen Richtungen
hin prüfen, heißt, die Willensfreiheit verneinen. Unſere ganze
heutige Rechtſprechung über den Haufen werfen, das wäre die nor
wendige Konſequenz. Die Tätigkeit der Rechtsgelehrten hätte
dann nicht mehr darin zu beſtehen, Vergehen und Verbrechen zu
beſtrafen, ſondern ſie durch vorausſchauende Beeinfluſſung der ge
ſellſchaftlichen Wechſelbeziehungen zu verhindern. So will es
der Sozialismus. Die Geſchworenen bejahten die Fragennach vorſätzlicher Tötung der Ehefrau, nach fahrläſſiger Lötung
des Kindes und nach Berechtigung mildernder Umſtände. Das
Urteil lautete in Anbetracht der Tatſache, daß der Angeklagte bei
einem Selbſtmordverſuch gleich nach dem Verbrechen ſein Augen
licht verloren hat, auf drei Jahre Gefängnis unter Anrechnung
von zwei Monaten drei Wochen Unterſuchungshaft.

F

Allerlei.
Verheerende Waldbrände in Skandinavien.

Die ſchwediſchen ſowie die norwegiſchen Wälder werden zurzeit
von großen Bränden die durch Funken der Lokomo-
tiven, die e ten Teil mit Holz gefeuert werden müſſen, ent
ftehen. Jn Schweden wüten die Brände beſonders in Noorland,
aber auch in Mittelſchweden ſind weite Gebiete zerſtört. Jn Nor
wegen wütet ein großer Brand bei Rendal. Bisher ſind 20 Milli
nen Quadratkilometer Waldbeſtand dem Feuer zum Opfer
fallen. 1200 Menſchen verſuchen, bisher vergebens, das Feuer z

Regierung deckt die Tätigkeit der Kriegsgerichte. Von ihr etwas zu löſchen.
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17] Es ſauſt das Rad

Eine Erzählung aus dem amerikaniſchen Arbeiterinnenleben.

Von Dorothy Richardſon.
Einzig berechtigte Ueberſetzung von Werner Peter Larſen.

Die andere Frau, die mit ihr vor dem Torweg gerge hatte,
kannte ſie nicht. Sie hatten einander am Abend auf einem Heuzboden getroffen und alte dort geſchlafen „wie die Prinzen,

bis gegen Mitternacht zufällig die Polizei vorbeigekommen war
und die beiden verjagt hatte.

Nachdem wir eine Weile gegangen waren kamen wir an die
Apolheke, und ich mußte nun bekennen, daß die Apotheke nur ein
Vorwand von mir geweſen ſei, um weiterzukommen. Fch glaubte,
ſie würde darüber ärgerlich werden, aber fie ſagte nur

„Das macht nichts, das iſt ja ganz gleich Ich hätte ja doch
nicht lange mehr liegen bleiben können auf den Stufen.

Wir ſtanden vor dem großen, hellerleuchteten Fenſter der Apo
theke. Es war 4 Uhr, und die Straßen waren faſt noch menſchen-
leer. Die Alte lächelte vor ſich hin, friedfertig, wie oft die halb
Betrunkenen lächeln, obwohl der kalte Morgenwind an il
fadenſcheinigen Kleidern ne zerrte, und ihre knochigen Hände

teif ren vor Kälte.degk mee 3 kleines Gläschen zur Stärkung gut,“ ſagte ſie
M lappernd, und da entſann ich mich des Dollars in meiner

Taſche. ſteet ihr den Vorſchlag, daß wir in eines der Kaffeegar We ſoteg dort Kaffee trinken und etwas eſſen, und

wollte ſie nichts wiſſen!

ihren

legener Verachtung, daß ſie lieber im Stra engraben verrecken Jch trat in den Torweg eines großen Hauſes, ſetzte meinen
wolle, als bei dieſen Leuten um Hilfe betteln. Alles, was mit
Obrigkeit oder Behörde 3wſangnerdrng war ihr Feind, ihr Tod

aber war die Polizei. In den Krankenhäuſern würden die
rmen von den Aerzten vergiftet und von den Pflegerinnen zu

Tode gepflegt, um mehr Armenleichen für die Anatomie zu
ſchaffen. Altersheime waren eine regelrechte Folter für die Jn
ſaſſen; ein Heuboden oder eine dunkle Ecke in einem Torweg
waren ein Paradies dagegen Nein, von dieſer Geſelſchaft

So ſchieden wir denn voneinander. Als ich bis an die Ecke
gekommen war, ſah ich mich noch einmal nach ihr um. Sie ſtand
noch immer am ſelben Fleck, als wiſſe ſie noch nicht recht, wohin
ſie gehen ſolle; aber dann ſchien ſie einen plötzlichen Entſchluß
gefaßt zu haben und trippelte über die Straße zum Branntwein-
ausſchank hinüber.

Ich aber ſchritt eilig aus, um vor allem einmal das Arbeite
rinnenheim aufzuſuchen

11.

Ueber der ſonſt ſo lärmerfüllten Stadt lag heute der Frieden
des Feiertages. Als ich zum Broadway kam erkannte ich ihn im
erſten Augenblick kaum wieder. Sechs Tage in der Woche
brauſen durch die Straßen alle Stimmen und aller Verkehr der
Rieſenſtadt, nun lag ſie ſtill und verlaſſen, wie eine Dorfſtraße,
und der Klang meiner Schritte war der einzige Laut in der
Morgenſtille.

Die großen Spiegelſcheiben der Auslagen zeigten mir, wie hl zich
und übernächtig ich ausſah.

Endlich tauchte in der Ferne der Kirchturm auf, der mir in den
dann ahwarten, bis es vollends Tag werden würde.

Die Ausſicht auf etwas Warmes verſetzte ſie S
Stimmung, ſie ſchob, unternehmungsluſtig wie ein Backfiſch, ihre

Arm in den meinen e re
Straßen in ein kleines, beſcheidene deeeg ſehr billige Preiſe angeſchrieben waren. Wir en W
ruhten noch eine Weile aus und inzwiſchen war es geh rar
Tag geworden, und ich nahm von meiner Begleiterin
die mich mit Dank überſchüttete und mir alle guten Wünſche mi

anf den ab. zEs eigentlich herzlos vor, ihr nur a
ulaſſen, da ich ihr ja doch nicht weiter helfen onnte nr überhaupt noch zu helfen war aber was konnte ich

Ich war ebenfo arm wie ſie. Ich machte ihr des
ſich an die t andere Hilfs-

eftig,

hin den Vorſaldg ſie ſolt
a n Vorſchlag ſie ſollegeſellſchaft wenden, aber ſie antwortete

in gehobene ich nicht

Es war wirklich gut,
und mit über leer war.

letzten Wochen ſo oft als Wegweiſer gedient hatte. Wie oft war
auf der Suche nach Arbeit an dieſer Kirche vorbei

gegangen! Sie kam mir beinahe vor wie ein alter Bekannter,
i in Gewi ſo gr witter d verſtaubt ſie auch war. Und ich mußtedur ein Gewirr von ſo grau und verwittert und e aue tPaſſeehess, an deſſen Ein unwilkürlich wieder daran denken, wie ich eigentlich ſelbſt aus

ſa S 2 T blieb vor dem großen Spiegel eines Ladens ſtehen und be

trachtete mich etwas näher.
Seit ich von Mrs. Pringle fort war, war ich weder dazu ge

kommen, mich richtig zu waſchen noch zu friſieren. Zwei Tage
lang hatte ich mein ſchweres Haar mit einem kleinen Seitenkamm
ordnen müſſen, ſo daß ſelbſt eine Dame. die nichts zu tun hat,
vernachläſſigt hätte ausſehen müſſen. wie viel mehr aber och
ich, die ich die Tage über in der ſtaubigen Fabrik gearbeitet hatte

daß die Straße um dieſe Stunde noch fo

Hut ab, löſte das Haar und brachte es mit dem einen Seiten
kamm, der mir noch geblieben war, notdürftig in Ordnung; den
anderen hatte ich auf der Flucht von Henriette verloren. Jch
wunderte mich ja ſelbſt, daß ich überhaupt meinen Hut mit-
genommen hatte, denn mein Taſchentuch und die völlig neuen
Handſchuhe hatte ich in der Eile liegen laſſen.

An dieſem Oſtermorgen kam es mir zum erſtenmal in meinem
Leben ſchrecklich zum Bewußtſein, daß die Armut den Armen ſo
gar hindert, ſeinen Körper ſauber zu halten, und daß ſie ihm auf
dieſe Weiſe ſelbſt das Letzte nehmen kann, was er vielleicht noch
beſitzt: das Selbſtgefühl. Wie ſollte ich denn ſo, wie ich ausſah,
überhaupt auf die Arbeitſuche gehen? Wäre ich eine alte Fra
geweſen, ſo hätte ich möglicherweiſe auf das Aeußere nich
einmal ſo großen Wert gelegt, aber ich war doch noch jung und
war überdies von jeher gewöhnt geweſen, wenn auch einfach, abez
doch ſauber gefleidet zu gehen. Und nun war es auch noch Feier
tag, und ich konnte mir weder einen ſauberen Kragen noch einen
Kamm kaufen, obwohl ich mich das auch kaum getraute, weil es
in der Lage, in der ich mich augenblicklich befand, geradezu eine
Art Luxus war.

Jch ſtand ratlos in dem halbdunklen Torweg und es graute
mir davor, wieder in das helle Tageslicht hinaus zu müſſen. Bis
jetzt hatte die Straße verlaſſen dagelegen; nun aber raſſelte ein
leerer Wagen vorbei, ein anderer fuhr eilig in der Richtung auf
die Kirche zu, eine Droſchke holperte vorüber, in der ein ſchlafen
des Pärchen in enger Umarmung ſaß und ich zog mich unwil
kürlich noch tiefer in das Dunkel des Torweges zurück.

Da plötzlich, wie ich ſo daſtand und verzweifelt vor mich hin
ſtarrte, fiel mein Blick auf ein im Hausgang angebrachtes
Plakat:

„Junge Mödchen geſucht, die die Blumenarbeit erlernen wollen.
Lohn ſchon während der Lehrzeit. Vorzuſtellen Montag früh
9 Uhr.

Jch wiederholte mir die Hausnummer mehrere Male, bis daß
ich ſicher war, ſie nicht zu vergeſſen, und eilte dann davon, indem
ich mir den Anſchein gab, als merke ich es gar nicht, wie die
Leute mir nachſtarrten. hMir war mittlerweile ein großer Frühſtücksſalon eingefallen,
wo ich verſchiedentlich gefrühſtückt hatte; ich war überzeugt, daß
ſowohl die Kaſſiererin wie auch die Kellnerin mich wiedererkennen
würden dort wollte ich alſo eine Taſſe Kaffee trinken und dann
bitten, oh ich nicht für kurze Zeit einen Toiletteraum benützen
dürfe.

(Fortſetzung folgt.)
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Referent: Genoſſe Jan5en.
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Fahnenvweihe.
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Genoſſinnen!
Verſammlumg.

Sozialdemokr. Verein
für Halle-Saalkreis (uspD).
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Heervervanrunn für Frauen.

Tagesordnung:
1. Was lehren uns Frauen die Reichstagswahlen?

Rednerin: Genoſſin Krüger.

Werbt für guten Beſuch unſerer Frauen
Die Vertrauensperſon.

a
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Große Steinſtraße 85stkarten
Oie Volks- Guohhandtiunq. gegenüber Barfüßerftr.).

Bekanntmachung.
Erhebung der Reichseinkommenſtener

durch Abzug vom Arbeitslohn für das
Rechuungsjahr 1920.

Nachdem der Herr Reichsminiſter der Finanzen
J angeordnet hat, daß die Beſtimmungen der Se 45
bis 52 des Reichs- Einkommenſteuer Geſetzes vom

29. März 1920 (R. G. Bl. S. 359) mit dem 25. Juli1920 in Kraft treien, hat vom 25. Juni d. Js.
ab jeder Arbeitgeber bei der Lohnzahlung zehn

vom Hundert des Arbeitslohnes zu Laſten des Ar-
beitnehmers einzubehalten und für den einbehaltenen

Betrag Stenermarken zu kleben und zu entwerten.

s 45.
Der Arbeitgeber hat nach näherer Anordnung

des Reichsminiſters der Finanzen dei der Lohn-
zablung zehn vom Hundert des Arveitslohnes zu

Laſten des Arbeitnehmers einzubehalten und für
den einbehaltenen Betrag Steuermarken in die
Steuerkarte (F 46) des Arbeitnehmers einzukleben

und zu entwerten.
8 46.

Der Arbeitnehmer iſt verpflichtet, ſich vor Be
ginn eines jeden Kalenderjahres oder vor Beginn
eines Dienſtverhältniſſes von der Geineindebebörde
ſeines Wohn- oder Beſchäftigungsortes eine Steuer-
karte ausſtellen zu laſſen und dieſe Stenerkarte dem

Arbeitgeber bei jeder Lohnzahlung zum Einkleben
und Entwerten der Steu rinarken vorzulegen.

8 47.
Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber auſ Ver-

langen eine ſchriftliche Beſcheinigung über den em-
vſangenen Lohn, den nach 8 45 einbehaltenen Be-
trag und den Wert der von dem Arbeitgeder in der
Steuerkarte eingeklebten und entwerteten Steuer-
marken zu geben.

S 48.
1. Der Arbeitnehmer kann die in ſeiner Stener-

karte und in den Steuerkarten ſolcher Haushaltungs-
angehörigen, deren Einkommen ihm zuzurechnen iſt,
eingekleblten und entwerteten Steuermarken unter
Abgabe des entſprechenden Teiles der Steuerkarte
ſpäteſtens innerhalb der nächſten drei Kalender-
vierteljahre auf die von ihm zu entrichtende Ein-
kommenyſteuer an Zahlnngs Statt hingeven.

2. Ueberſteigt der Wert der nach Abſatz 1 hin
l gegebenen Steuermarken den zu zahlenden Steuer

betrag, ſo hat das Finanzamt den überſchüiſigen
Betrag dem Stenerpflichtigen ſofort nach der end
gültigen Veranlagung in bar zu erſtatten.

s 49.
Verlorene, unbrauchbar gewordene oder zerſtörte

Steuerkarten werden erſetzt. Die in ſolchen Karten
nachweisbar eingekiebten und entwerteten Steuer-
marken werden ihrem Werte nach auf die Steuer-
ſchuid angerechnet; eine bare Herauszahlung findet
in dieſen Fällen nicht ſtatt.

s 50.
Der Arbeitgeber haftet dem Reiche für die Ein

dvehaltung und Entrichtung des im t 45 beſtimmten
Betrages neben dem Urbeitnehmer als Geſamt-
ſchuldner.

g 51.
Die Vorſchriften der 88 45 bis 50 gelten anch

für die ſonſtigen Fälle des 5 9 Nr. 1 und ſür die
Fälle des 9 Rr. 3 entſprechend.

s 52.
Der Reichsminiſter der Finanzen kann ein von

den Vorſchriſten der 88 45 bis 49 abweichendes
Verfahren zulaſſen.

Die in Ausführung der s 45 und 52 des Geſetzes
unterm 21. Mai 192 erlaſſenen beſonderen
jrimmungen, welche im Zentralblatt für das Deutſche
Reich Nr. 27 vom 4./6. 20 bereits veröffentlicht und
im Reichsſteuerbiatt veröffentlicht werden, lauten
in ihren weſentlichen Teilen folgendermaßen

L. Allgemeine Veſtimmungen.
s 1.

1. Jeder Arbeitgeber hat dei der Lohnzahlung
zehn vom Hundert des Arbeitslohnes zu Laſten des
Arveitnehmers einznbehalten.

2. Soweit die Auszahlung des Arbeitslohns aus
einer öffentlichen Kaſſe erfolgt, dilt die auszahlende
Kaſſe als Arteitgeber im Sinne dieſer Beſtimmungen

3. Die Einbehaltung nach Adſ. l unterbleibt, ſo
lange der Arbeitnehmer das vierzehnte Lebensjahr
noch nicht vollendet hat.

gß 2.

1. Als Arbeitslohn gilt jede in Geld oder Geides
wert bewirkte einmalige oder wiederkehrende Ver
gütung für Arveitsleiſtungen, insbeſondere Ge
hälter, Beſoldungen, Löhne, Tantiemen, Grati-
fikationen, oder unter ſonſtiger Benennung gewährte
Bezüge der in öffentlichen oder privaten Dienſt
angeſtellten oder beſchäftigten Perſonen, Warte-
gelder, Ruhegehälter, Witwen- und Waifenpenſionen
und andere Bezüge für frühere Dienſtleiſtungenoder Berufstötigteit Der Wert der Natural- und
ſonſtigen Sachbezüge iſt zur Bemeſſung des einzu
behaltenden Vetrages mit dem Betrage anzurechnen,
der ſich aus den LohntarifVereinbarunge ergibt.
Liegen ſolche Vereinbarungen nicht vor, ſr iſt der
Wert der Natural- und Sachbezüge nach den Orts

preiſen anzurechnen. die das Verſicherungsamt nach
s 160, Abſ. 2, der Reichverſicherungsordnung feſt
geſetzt hat. Die Beiträge zur reichsgeſetzlichen
Kranken, Invaliden und Angeſteſltenverſicherung.,
ſoweit ſie zu Laſten des Arbeitnehmers verrechnet de
worden ſind, können in Abzug gebracht werden;
ſonſtige Abzüge, insbeſondere für Werbungskoſten,
haben nicht zu erfolgen.
h Als Arbeitslohn im Sinne des Abſ. 1 gelten

nicht

2) die auf Grund der Militärpenſions- und Ver
ſorgungsgeſege bezogenen Verſtümmelungs-,
Kriegs, Luftdienſt-, Alters- u. Tropenzulagen,
enſions- und Rentenerhöhnngen, ſerner die

von ehemaligen Kolonialbeamten bezogenen
Trovenzulagen
b) ſonſtige Verſorgungsgebührniſſe, die anf Grund

einer infolge eines Krieges erlittenen Dienſt-
beſchädigung bezogen werden;

e) die Naturalbezüge der Angehörigen der Wehr-
macht. (Reichswehr und Reichsmarine);

d) Bezüge aus einer Krankenverſicherung;
e) Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen n. Waiſen

penſionen und andere Bezüge für frübere
Dienſtleiſtung oder Berufstätigkeit, wenn ihr
Jahresbetrag 1500 Mk. nicht überſteigt; die
Vorſchrift des F 1 findet jedoch Anwendung
auf Bezüge dieſer Art, welche aus öffentlichen
Kaſſen gezahlt werden, ſofern der Bezieher im
Jnland keinen Wohnſitz und keinen dauernden
Aufenthalt hat.

3. Der einzubehaltende Betrag iſt, wenn die Lohn-
zahlung für eine Woche oder für einen längeren
Zeitraum erfolgt, auf volle Mark nach unten ab-
zurunden; in allen übrigen Fällen iſt der einzu-
behaltende Betrag auf volle zehn Pfennig nach
unten abzurunden.

II. Einzahlung des einbehßaltenen Betrages durch
Steuermarten.

8 3.
1. Jeder Arbeitnehmer hat ſich für das Rechnungs-

jahr 1920 (1. Avril 192) bis 31. März 1921) von
der Gemeindebehörde ſeines Wohn und Beſchäſti
aungsortes eine Steuerkarte (Mufter ausſtellen
zu laſſen. Die Ausſtellung erfolgt nnentgeltlich.
Reicht eine Stenerkarte für die während eines
Rechnungsijahres einzuklebenden Steuermarken nicht
aus, ſo hat der Arbeitnehmer rechtzeitig für die
Ausſtellung einer neuen Steuerkarte durch die
Gemeindebehörde Sorge zu tragen.

2. Die Vorderſeite der Steuerkarte iſt auf Grund
der Angaben des Arbeitnehmers von der aueſtellenden
Behörde auszufüllen. Alle weiteren Einträge haben
nach Maßgabe des Vordrucks durch den Arbeitgeber
zu ſoweit ſie nicht ausdrücklich für Ein-
träge der Stenerhebeſtelle vorbehalten ſind.

3. Die Ansſtellung der Stenerkarten kann von
der Gemeindebehörde auf Antrag auch Arbeitgebern
überlaſſen werden.

4. Acbeitnehmern, welche das 14. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, ſind Steuerkarten nicht aus
zuſtellen.

6 4.
1. Für den gemäß s 1 und 8 2, Abſ. 3, einbehal

tenen Betrag hat der Arbeitgeber Steuermarken bei
der Auszablung des Arbeitslohnes in die Steuer-
karte des Arbeitnehmers einzukleben und zu entwerten.

2. Die Steuermarken werden bei den Poſtanſtalten
zum Verkauſ c

3. Die Steuermartken ſind in die dafür vorgeſehenen
Spalten der Steuerkarte derart einzukleben, daß für
jede r nene Querſpalte begonnen
wird; auf jeder Marke iſt der Tag der Verwendung
und zwar der Tag und das Jahr in arabiſchen
Zahlen, der Monat mit Buchſtaben niederzuſchreiben.
Der Gebrauch von Datumſtempeln mit chemiſcher
Farbe iß geſtattet. Allgemein übliche und verſtänd
liche Abkürzungen der Monatsbezeichnungen mit
Buchſtaben, ſowie Weglaſſung der beiden erſten
Zahlen der Jahresbezeichnung (z. B. 29. Okt. 20;
15. Sept. 25) ſind zuläſſig. Auch iſt geſtattet, dem
Verwendungévermerke die Firma oder den Namen
des Verwendenden ganz oder teilweiſe zuzuſetzen.

4. Nach jedem Einkleben von Steuermarken hat
der Arbeitgeber den Wert der jeweils eingeklebten
Marken in die dafür vorgeſehene Spalte der Steuer
karte einzutragen iſt eine Seite mit Steuermarken
gefüllt, ſo hat jeweils der letzte Arbeitgeber an der
dafür vorgeſehenen Stelle den Geſamtwert der auf
der Seite eingeklebten Marken einzutragen und die
Richtigkeit des Eintrages durch Unterſchrift zu be
ſcheinigen.

5. Das Finanzamt kann auf Antrag einzelnen
Arbeitgebern geſtotten, daß Fe für ſtändig bei ihnen
beſchäftigte Perſonen die Stenermarken ſtatt bei
jeder Lohnzahlnng am Ende eines jeden Monats
oder Kalendervierteljahres ſpäteſtens jedoch deim
Ausſcheiden des Ardveitnehmers aus dem Dienſi
verhältnis für den während des entſprechenden
Zeitranums einbehaltenen Betrag entwerten und in
die Steuerkarte des Arbeitnehmers einkleben.

s

der Arbeitnehmer bei einer Lohndes Krie die Steuerkarte nicht
der Arbeitgeber Steuermarken in Höhe des ein
vehaltenen Bei zu entwerten und für den
Ardeitnehmer auſzubewahren, bis dieſer ſeine Steuer
karte vorlegt.

8 6.
Der h dem Arbeitgeber auf deſſen

Verlangen eine ſchriftliche Beſcheinigung über den
empfangenen Lohn, den einbehaltenen Betrag und

n Wert der von dem Arbeitgeber in der Stener-
karte eingeklebten und entwerteten Stenermarken
zu geben.

7.
t. Eine Anrechnung der im Rechnungsjahr 1920

in die Steuerkarte eines Arbeitnchmers eingeklebten
Steuermarken auf die von dieſem für das Rechnungs-
jahr 1920 zu entrichtende Einkommenſtener findet
erſt nach der endgültigen nach Ablauf des Kolender-
jahres 1920 vorzunehmenden Veranlagnng für das
Rechnungsjahr 1920 ſtatt, es ſei denn, daß dem
Arbeitnehmer ein Steueranforderungsichreiben über
die für das Rechnungsjahr 1920 vorläufig zu ent
richtende Einkommenſteuer zugegangen iſt.

2. Eine bare Erſtattung der im Rechnungsjahr 1920
über die vorlänfig zu entrichtende Einkommenſteuer
hinaus einbehaltenen Beträge findet erſt nach der
endgültigen Veranlagung für das Rechnungsjahr
19 ſtatt.

3. Der Erlaß der Beſtimmungen über die erſt
nach endgültiger Veranlagung für das Rechnungs-
jahr 1920 vorzunehmende Anrechnung und Erſtattung
einbehaltener Beträge bleibt vorbehalten.
III. Unmittelbare Einzahlnng des einbehaltenen

Vetrags bei der Stouerhebeſtelle.
s 12.

1. Das Landesfinanzamt kann anf Antrag des Krveni
gebers zulaſfen, daß eine Verwendung von Steuer
marken unterbleibt und daß die Einzahlung des nach

8 1 und 8 2, Avſatz 3 einbehaitenen Betrags durch
den Arbeitgeber in bar oder durch Ueberweiſung
auf das Peſtſcheck- oder Bankkonto bei der Steuer
hebeſtelle erfolgt, die für die Entrichtung der von
dem Arbeitnehmer zu entrichtenden Einkommen-
ſteuer zuſtändig iſt.

2. Das Landesfinanzamt kann die ihm nach Abſ. 1
zuſtehende Befugnis den Finanzämtern übertragen.

IV. Slußberitimmungen.
6s 17.

Der Arbeitgeber haſtet dem Reiche für die Ein
behaltung und Entrichtung des im 8 1 beſtimmten
Betrags neben dem beitnehmer als Geſamt-
ſchuldner.

Die im S 12 Abſ. t dam Landesſinanzamt zu
ſtehende Befugnis wird hiermit den Finanzämitern
übertragen. Eiwaige Anträge der im 8 12 Abſ. I
vezeichneten Art ſind mithin R mittelbar an das für
den Arbeitgeber zuſtändige Fidanzamt zu richten.

Gleichzeitig wird anf die Sthagfbeſtimmung der
s 359 und 367 der Reichsobgadeordnung in Ver
bindung mit S 53 des Reichseinkommenſteuergeſetzes
hingewieſen.

Magdeburg, den 8. Juni 1920.
Das Landesſinsnzamt

(gez. Schwar z). 1822
ganungs-Kraulenlaſe der öchtelder

ßwangsinnung Halle (6gle).

Von der Ermächtigung nach 195 e der Reichs
verſicherungsordnnng in der Faſſung des Geſetzes
vom 26. September v. J. über Wochenhilfe, wird
vom 23. Juni einſchl. an kein Gebrauch mehr ge-
macht und es wird daher vom genannten Tage an,
anſtatt der freien Behandlung durch die Hebamme
uſw. bei der Niederkunſt, die geſetzlich feſtgeſetzte
Beihilfe zu den Entbindungskoſten in Höhe von50 Mk., erforderlichenfalls ein Veitrag von 25 Mk.

für Hebammendienſte und ärztliche Behandlung,
falls ſolche bei Schwangerſchaftsbeſchwerden erforder

lich werden, gewährt. 1818VorſtandT Bluwe, Feritituin fi Streitter, I Bonrltzerie,
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 23. Juni 1920.

Unerhörtes Arteil.
Genoſſe Redleithner zu Jahren Zuchthaus verurteilt.

„Es erben ſich Geſetz' und Rechte
Wie eine ew'ge Krankheit fort,

Sie ſchleppen vom Geſchlecht ſich zum Geſchlechte
Und rücken ſacht von Ort zu Ort.
Vernunft wird Unſinn, Wohltat Plage;
Weh dir, daß du ein Enkel biſt!
Vom Rechte, das mit uns geboren iſt,
Von dem iſt leider nie die Frage.

Fauſt I. Teil.
Als im November 1918 der alte monarchiſtiſche Obrigkeitsſtaar

zuſammenbrach, da haben ſich anch viele unſerer Genoſſen dafür
eingeſetzt, daß die alten Rechtsformen durchbrochen und neue ge-
ſchaffen wurden. Sie haben dies aus vollſter Ueberzeugung getan,
da ſie vorausſahen, daß die alte Obrigkeitsjuſtiz, wenn ſie nicht
ein für allemal verſchwinde, gar bald wieder ein Machtfaktor der
Bourgeoiſie zur Niederhaltung des Proletariats bilden würde.
Und die Entwicklung hat es uns bewieſen, daß ſie recht haben
ſollten. Haben wir doch gerade in Halle im Kilian- und Ferch-
landt-Prozeß das tragiſche Schauſpiel erlebt, daß Genoſſen, die
Leib und Seele dafür einſetzten, jenes Rechtsbewußtſein zur Tat
werden zu laſſen, von dem Goethe im Fauſt ſagt: Vom Rechte,
das mit uns geboren iſt, Von dem iſt leider! nie
die Frage, in drakoniſcher Weiſe abgeurteilt wurden. Es iſt
ein eigenartiger Zufall, daß faſt zur gleichen Zeit, als Genoſſe
Kilian zu drei Jahren Gefängnis verurteilt wurde, der Matroſen-
mörder Marloh freigeſprochen wurde, und als Genoſſe Ferchlandt
zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt wurde, da ſprach man in
Berlin den Soldatenſchinder Hiller frei. Dieſe kraſſen Gegenſätze
beleuchten ſo recht das Weſen unſerer gegenwärtigen Rechts-
pflege. Durch den Freiſpruch der Marburger Mordſtudenten hat
noch die letzte Vergangenheit zu dieſem düſteren Kapitel der deut-
ſchen Geſchichte einen Beitrag geliefert. Und der Halliſchen Netz-
bandt- Kammer war es vorbehalten, am geſtrigen Tage durch ein
ungeheuerliches Urteil, das ſie gegen den Genoſſen Redleithner
ausgeſprochen hat, dieſen ſchroffen Gegenſatz erneut in voller
Deutlichkeit vor unſeren Augen erſcheinen zu laſſen. Was war
eigentlich die „Schuld“ des Genoſſen Redleithner? Er hatte er-
fahren, daß der Spitzel Weider 5000 Mk. erhalten haben ſoll, damit
er gegen Gen. Kilian ausſagen würde. Und aus rein menſchlichem
Gefühl, vielleicht auch aus der dem Bürgertum ſo verhaßten Soli-
darität, die die Arbeitermaſſen verbindet, bemühte er ſich, der Sache
auf den Grund zu gehen, um den Genoſſen Kilian vor der Ver-
urteilung zu retten. Es iſt eine Tragik, daß er dabei mit der
Zeugin Krämer zuſammenkam, über deren Qualität ein Wort zu
verlieren ſich erübrigt. Dieſe Zeugin, die Geliebte des Spitzels
Weider, beſchuldigte nun Redleithner, er habe ſie zu einer falſchen
Ausſage vor Gericht verleiten wollen. Jhr, die ihrem Manne
davongelaufen iſt, die zwei kleine Kinder daheim hat ſitzen laſſen,
die nicht nur Ehebruch mit Weider getrieben hat, die jetzt ſchwanger
iſt und vor Gericht nicht den Mut findet, zuzugeben, daß das Kind
von ihrem Geliebten Weider ſei, ihr, die vor ihrem Brotherrn
wie eine Hochſtaplerin ſchwindelte, ſchenkt das Gericht Glauben,
während zwei andere ehrenwerte Männer, die als Gegenzeugen
in Betracht kommen, nicht vereidigt werden. Und das Urteil?

14. Jahre Zuchthaus!
Die Ungcheuerlichkeit dieſes Urteils kommt einem um ſo mehr
zum Bewußtſein, wenn man bedenkt, daß es einem Menſchen auf-
gebürdet iſt, welcher nichts anderes tat, als daß er aus inſtinktivem
Rechtsbewußtſein ſeinem Mitmenſchen helfen wollte.

Iſt es da nicht berechtigt, wenn ein Karl Marx in ſeiner Schrift
zur Judenfroge das „chriſtlich- germaniſche Dogma“ bekämpft und
dafür die Verwirklichung der „allgemein menſchlichen Grundlage
des Chriſtentums“ fordert. Solange dieſe Forderung nicht ver
wirklicht iſt, müßte man verlangen, daß jeder aus dogmatiſchem
drecyrsgeiſt urteilende Richter und Stagatsanwalt erſt einmal ein
Jahr lang de ſeeliſchen ualen einer Zuchthausſtrafe am eigenen
Leibe durchkoſten müßte, bevor er das Recht hat, ſeine Mitmenſchen
durch das tote Paragraphendogma der Rechtſprechung zu Frei-
heitsſtrafen zu verurteilen.

9

Verhandlungsbericht.
Den Vorſitz führte Landgerichtsdirektor Netzbandt.

lautete auf verſuchter Verleitung zum Meineid.
Zur Anklage führte Gen. Redleithner aus: Sein Arbeitskollege

Kaiſer habe ihm Anfang Dezember 1919 erzählt, daß er von ſeiner
Wirtſchafterin, einer Frau Krämer, erfahren habe, der Spitzel Weider
habe 5500 Mark erhalten, damit er im Kilianprozeß gegen Kilian
ansſage. Er habe Kaiſer ſofort geraten, die Sache anzuzeigen, damit
Kilian nicht unſchuldig verurteilt würde. Nach vorheriger Erkundigung
verm Arbeiterſekretär Lemck ſei er am 5. Dezember nach Halle gefahren,
um bei Kaifer, der eine kleine Kneipe hat, die Frau Krämer aus-
zuhorchen. Vorher ſei er mit Gen. Banſe zuſammen zu Rechtsan-
anwalt Müller gegangen und haben dieſen von der ganzen Geſchichte
in Kenntnis geſetzt. Er ſei dann allein in das Kaiſerſche Lokal ge
gangen und habe dort eine Flaſche Wein getrunken. Als der Reſtau-
rateur Kaiſer in Gegenwart von Frau Krämer vom Kilianprozeß an-
gefangen habe, habe Frau Krämer, die die Geliebte Weiders war und
mit dieſem z. Z. in Zank ſtand, geſagt: Weider hat 5000 Mark er-
halten und in der letzten Zeit noch 400 Mark monatlich, damit er
gegen Kilian ausſage. Darauf habe er erwidert, dann kann Weider
gut Zeuge ſpielen. Die Krämer habe ihm dann geantwortet: Lavon
hat er am andern Tag ſchon nichts mehr gehabt, der Lump.
Er hat es am gleichen Tag auf dem Schlamm verlumpt.
Am gleichen Abend ſeien ſie nochmals ins Lofal gegangen; um der
HKrämer auf den Kopf ihre Aeußerungen in Gegenwart Banſes zu-
zuſagen. Er habe ihr vorgehalten: Wenn das wahr iſt, was Sie uns
über Weider geſagt haben, dann werden wir die Sache bei Gericht
anzeigen. Als ſie ihre früheren Ausſogen ausdrücklich beſtätigte, habe
er hinzugeſügt: Wenn Sie das vor Gericht ausſagen, dann
iſt Weider morgen ein toter Mann. Er habe damit natür-
lich gemeint, Weider ſei dann moraliſch tot. A uf keinen Fall
habe er aver der Krämer geſagt, ſie ſolle oder müſſe in
irgend einer Form Ausſage machen. An einem ſpäteren
Abend have Weider ſeiner Geliebten vor dem Lokal einen
Revolver auf die Bruſt geſetzt und ihr mit Erſchießen
gedroht. Nur dadurch, daß andere ihm den Revolver entriſſen, ſei
er daran verhindert worden.Frau Krämer behaunptete, Redleithner habe zu ihr geſagt, ſie
müßte ausſagen, Weider hätte 5000 Mark Ze igengeld erhalten. Sie
habe ihm darauf erwidert, wenn ich Ausſagen mache, mache ich ſie
vor Gericht und nicht vor Jhnen. Verteidiger Juſtizrat Aron-
ſohn: Den Sinn dieſer Antwort verſtehe ich nicht. Auf die Frage
des Verteidigers über ihre Scheidungsklage nud mit wem ſie Ehe-
bruch getrieben hobe, erwiderte die Krämer, das ſei nicht feſtzuſtelten.
Aronſohn: Von wem ſind Sie jeht ſchwange re T
Krämer: Das brauche ich nicht zu ſagen. Aronſohn.

as genügt mir. Jch bitte, die Ausſagen der Krämer zu
rotokollieren, da ſie unglaubwürdig erſcheint! Aus den auf
ntrag des Verteidigers herveigeholten Eheſcheidungsakten ging hervor,

daß der Mann der Frau Krämer, ein Arbeiter, die Scheidungsklage

Die Anklage

auf Ehebruch mit Weider geſtützt hat. Weider hat früher vor dem
Zivilgericht eine Ausſage darüber verweigert, während Frau Krämer
es beſtritten hat. Zeuge Wilhelm Kaiſer: Die Krämer habe ihm
kurz vor Beendigung des Kilian Prozeßes erzählt, daß Weider 5000
Mart erbalten habe, um gegen Kilian auszuſagen. Sie habe damals
mit Weider im Zank geſtanden. Jm übrigen beſtätigte Kaiſer die
Ausſagen des Genoſſen Redleithner und betonte, daß die Krämer
eine Schwindlerin ſei. So habe ſie ihm einmalerzählt,
ihr früherer Mann ſei Oberlehrer und habe ihr Ver-
mögen von 50000 Mark verpraßt. Zeuge Banſe: Die
Ausſagen der Krämer ſeien falſch. Redleithner habe geſagt, wenn
Sie morgen das vor Gericht ausſagen, was Sie uns dier erzählt
haben, dann iſt Weider morgen ein toter Mann. Während die
Zeugen Banſe und Kaiſer unvereidigt blieben, wurden der Spitzel
Weider wie auch ſeine Geliebte, Frau Krämer, noch vor ihren Aus-
lagen vereidigt. Weider beſtritt, Spitzelgeld erhalten zu haben.
Auf die Frage, ob er die bewußten 5000 Mark durch Schiebergeſchäfte
verdient habe, verweigerte er die Antwort. Er gab ſich auch diesmal
wieder als „Schulamtskandidat“ aus, obwohl er nie an einer ſtaat-
lichen oder privaten Schule unterrichtet hat.

Zeuge Rechtsanwalt Müller: Während des Kilianprozeßes
trauten wir dem Weider alles Mögliche zu, da ſeine Ausſagen ver-
dächtig erſchienen. Er ſei immer auf dem Flur vor dem Gerichtsſaal
um Weider im Bogen herumgegangen. Es ſei im Kiliauprozeß ſehr
auffällig geweſen, daß Weider beſonders am Schluß des Prozeßes
mit allen möglichen Ausſagen kam und ſtundenlang wie ein Waſſer-
fau ohne Unterbrechung ſprach von Dingen, die er trotz oftmaliger
Jernehmung in den Tagen zuvor nicht erwähnt hatte. Zeuge
Rechtsanwalt Herzfeld: Er habe die 5009-Mark- Geſchichte durch
erbetterſekretär Lemd erfahren, den er zu Rechtsanwalt Müller ge-
ſchict habe. Am nächſten Morgen hätten ihm Redleithner und
Danſe im Flur des Gerichtsgebäudes beſtätigt, daß ihnen gegen
über Frau Krämer ihre Ausſage wiederholt habe. Weider habe
ihm eines Tages auf dem Gerichtsflur angeſprochen und geſagt:
Er wiſſe noch Vieles und wenn er erſt auspacken würde, käme noch
manches an den Tag, auch daß ganz andere die Schuldigen ſeien.
Auch habe er ihn gebeten, ihn einmal als Menſch zu ſprechen.
Weider wollte ihm auch die Oertlichkeiten am Riebeckplatz, die im
Kilian-Prozeß eine große Rolle ſpielten, zeigen, und er habe ihn
dann mit Arbeiterſekretär Lemck im Café Wintergarten getroffen.

Obwuhl der Staatsanwalt die Vereidigung der Zeugen Vanſe
und Kaiſer beantragte, wurden beide wegen Verdachts der Mittäter-
ſchaft nicht vereidigt. Der Staatsanwalt begntragte am Schluß
ſeines Plädoyers die mindeſt zuläſſige Strafe von einem Jahre
Zuchthaus unter Anrechnung der verbüßten ſechs Monate Unter-
ſuchungshaft. Er ſtützte ſich dabei vor allen Dingen darauf, daß
die Krämer auf ihn einen änßerſt günſtigen Eindruck gemacht habe,

ſtäligt worden ſeien.
Vert. Aronſohn: Es iſt meine feſte Ueberzeugung, dafz ein Un-

ſchuldiger auf der Anklagebank ſitzt. Er ſoll es unternommen haben,
Frau Krämer zu einer unwahren Ausſage vor Gericht verleitet zu
haben Wer ift dieſe Frau Keämer Eine Fran, die ihrem Mann
davongelaufen iſt und ihre zwei Kinder im Stich gelaffen hat, um
mit ihrem Buhler und Geliebten zuſammenzuleben und ſich dann
als Kellnerin in einer Kneipe hernmzutreiben. Wie kann man
durch die Ausfage einer ſolchen Zeugin einen rechtſchaffenen Mann
ins Zuchthaus ſchicken. Auch wenn man die Zeugen Vanſe und
Kaiſer heute nicht vereidigt. ſo haben ſie doch im Kilianprozeß und in
der Vorunterſuchung beſchworen, daß ſie die Aeußerungen der Krämen
gehört haben. Dieſe Frau mit einer ſolch bewegten Vergangenheit
ſoll glaubwürdig ſein? Jſt ſie nicht die Geliebte Weiders, gegen
den das Verfahren wegen vierfachen Meineides noch ſchweht? Jſt
ſie nicht mit der Exiſtenz dieſes Weider, von dem ſie ein Kind zu
erwarten hat, verknüpft, ſo daß auch von ſeinem Wohlergehen ihr

und ihre Ausſagen noch durch die Angaben anderer Zeugen be

Rive auf ſeinen Poſten zurück! Wahrlich, die Rechtsſozialiſten ſind
Meiſter in der Anwendung demokratiſcher Grundſäßel Die Ver-
ordnung Hörſings zeugt aber auch von einer beneidenswerten
Naivitätl Glaubt etwa der Regierungsgewaltige, daß ſich die
Stadtverordneten ſo ohne weiteres durch eine Verordnung einen
Mann auf die Naſe ſetzen laſſen, der nicht ihr Vertrauen beſitzt?,

Gegen den Stenuerabzug!
Proteſtverſammlung des Halliſchen Proletariats.

Zu einer bedeutenden Kundgebung gegen die niederträchtigſte
Veſtimmung im Reichseinkommenſteuergeſetz, den zehnpro-
zentigen Lohnabzug, hatten die Vorſtände der USP. und
des Gewerkſchaftskartells Arbeiter, Angeſtellte und Beamte zu
geſtern, Dienstag, mittag nach Arbeitsſchluß aufgefordert. Eine
nach Tauſenden zählende, dichtgedrängte Menge hielt den großen
Garten des Volksparks beſetzt, um die Rede des Genoſſen Peters
zu hören, der in fünfviertelſtündigem Referat die ganze Steuer
wirtſchaft im neuen Deutſchland einer vernichtenden Kritik unter-
zog. Veſonders erfreulich war der ſtarke Veſuch der Angeſtellten
und Beamten, ein Beweis, daß auch die ſogenannten Stehkragen-
proletarier immer mehr erkennen, daß ſie nur im vereintew
Kampfe mit dem werktätigen Proletariat ſich der infamen Aus
beutung durch die kapitaliſtiſche Geſellſchaft erwehren können. Der
Widerſtand gegen die einſeitige Benachteiligung der Lohn- und
Gehaltsempfänger regt ſich im ganzen Reich; in zahlreichen
Städten iſt es ſchon zu Proteſtaktiren gekommen; es wird nun
mehr Aufgabe des geſamten deutſchen Proletariats ſein, durch
einheitliche s Vorgehen das Ausnahmegeſetz zu Fall zu
bringen.

Genoſſe Peters ging in ſeinem Referat auf die echt kapita-
liſtiſche Steuer- und Finanzpolitik der alten Regierung während
des Krieges ein, indem er zeigte, wie man alle Staatslaſten auf
die Schultern der Arbeiterklaſſe wälzte und die ſofortige Deckung
der durch den Weltkrieg entſtehenden Schulden, die durch ſtärkſte
Heranziehung des BVeſitzes möglich geweſen wäre, ablehnte. Für
den ehemaligen Direktor der Deutſchen Bank, Herrn Helfferich,
galt der Grundſatz: man darf das Kapital nicht antaſten; da man
mit dem ſelbſtverſtändlichen Siege Deutſchlands rechnete, verließ
man ſich einmal auf die Kriegsentſchädigungen und führte ander
ſeits immer nene indirekte Steuern ein, die man nach Beendigung
des Völkermordens in noch erhöhtem Maße durchzuführen ge-
dachte. Die Regierung hat alſo bei Einführung ihrer Steuer-
reformen ſtets darauf geſehen, aus den Arbeitern ſoviel wie mög-
lich herauszupreſſen, und dazu iſt der herrſchenden Klaſſe das be
auemſte Mittel das Syſtem der indirekten Steuern, von denen
Laſſalle ſchon 1862 vor einem Berliner Handwerkerverein ſagte:
„Die indirekte Steuer iſt das Jnſtitut, durch welches die Bour-
gevieſie das Privilegium der Steuerfreiheit für das große Kapital
verwirklicht und die Koſten des Staatsweſens den ärmeren Klaſſen
der Geſellſchaft aufbürdet.“
Dieſelben Methoden, die unter Helfferich üblich waren, nahm
ſich auch Herr Erzberger zur Richtſchnur. Auch heute bilden die
Verbrauchsabgaben die Grundlage der ganzen Finanzgebarung.
Die Koalitionsregierung benutzte den Staatsapparat nur, um die
Maſſen des arbeitenden Volkes niederzuhalten und gleichzeitig auf
ſie den ungeheuren Geldbedarf des Staatsapparates abzuwälzen;
die Umſatzſteuer, durch die der Konſument getroffen wird,
iſt davon nur ein Beiſpiel, allerdings das JTdeal der Schröpf-
methode, mit welcher Milliarden aus den breiten Schichten der
Beſitzloſen herausgezogen werden. Neun Zehntel der Verbrauchs-

weiteres Fortkommen abhängt? Kann da von einer UUnparteilich-
keit der Zeugin geſprochen werden? Warum ſtellt man denn die
beiden Männer Kaiſer und Banſe nicht wegen Meineides vor das
Schwurgericht, wenn ſie doch früher beſchworen haben, ſie hätten
die Aeußerungen der Krämer beſtimmt gehört? Jch bin überzeugt,
daß ſie vor den Geſchworenen freigeſprochen würden. Aber ſelbſt
wenn man annehmen wollte, die Krämer habe die Wahrheit geſagt,
ſo könne nicht von einer Verleitung zum Meineid geſprochen wer-
den, da mit keinem Wort davon die Rede war, daß ſie einen Mein-
eid ſchwören ſolle. Es komme doch darauf an, welchen Willen der
Angeklagte gehabt habe. Wenn man jemand zum Meineid ver-
leilen will, ſoſtut man dies unter vier Augen, und dieſes Mittel
rerſchmähte der Angeklagte, ja, er nahm ſogar noch Zeugen zu
ſeiner Unterredung mit und meldete es vorher beim Rechtsanwalt
an. Der Angeklagre ſei nach ſeiner Ueberzeugung unſchuldig, und
er bitte nicht um ſeine Freiſprechung, ſondern er fordere ſie.

Gen. Redleithner beteuerte nochmals ſeine Unſchuld, und daß
er nur in der beſten Abſicht gehandelt habe. Dabei betonte er, er,
habe den Eindruck, daß er wegen ſeiner politiſchen Geſinnung
verurteilt werden ſolle, und proteſtierte gleichzeitig gegen folgenden

in der Anklageſchrift: Ter Zeuge Kaiſer ſcheint unglaub-
würdig, da er der USP. angehört.

Nach einhalbſtündiger Beratung verkündete das Gericht das un-
geheuerliche Urteil: Der Angeklagte wird wegen Unternehmens zur
Verleitung zum Meineid zu 1 Jahr 6 Monate Zuchthaus ver

h
Du

urteilt. 6 Monate Unterſuchungshaft werden angerechuet.

Ein Hohn auf die Demokratie!
Hörſing ſetzt Rive wieder ein!

Die Stadtverordneten hatten bekanntlich in ihrer Verſammlung
vom letzten Montag nach ſtundenlanger Debatte die Entſchließung
des Unterſuchungsausſchuſſes angenommen, nach der gegen den
Oberbürgermeiſter Rive und eine Anzahl ſtädtiſcher Beamten auf
Grund der gemachten tatſächlichen Feſtſtellungen die Einleitung
des Diſziplingrverfahrens beantragt wurde. Selbſt die Rechts
ſozialiſten und der Demokrat Minner hatten dieſen Antrage zu-
geſtimmt. Hatte man doch aus der Debatte die Ueberzeugung ge-
wonnen, daß bei dem bisherigen Diſziplinarverfahren gegen den
Oberbürgermeiſter Rive, das, wie der Bürgermeiſter Seydel mit-
teilte, vor einer Woche niedergeſchlagen worden ſei, das vom Unter-
ſuchungsausfchuß geſammelte Material nicht verwendet werden
war. Aus dieſem Grunde wurde alſo durch den Mehrheitsbeſchluß
erneut das Diſziplinarverfahren gegen Rive beantragt.

Vom Magiſtrat ging uns nun heute vormittag folgende
che Bekanntmachung zu

„amt-
li

inar-
dieſes
Sach-

ſein Amt ſofort wie-

e C h C aNachdem der Vezirksausſchuß zu Merſeburg das Diſzipl
verſahren gegen Oberbürgermeiſter Dr. Rive am 12.
Monats eingeſtellt hai, hat der Dherpräſident der Provinz

dortſen den Oberbürgermeiſter anfgefordert,
der auszuüben.

abgaben werden aus den unteren Volksſchichten herausgepreßt;
der Minderbemittelte bezahlt bei einem Einkommen von 5000 Mk.
25 Prozent an indirekten Steuern, der Unternehmer, der eine
Million verdient, nur 0,125 Prozent. Die Rechtsſozialiſten, die
den Militariſten während des Krieges die Kredite und den Etat
bewilligten, tragen die Mitſchuld an dieſen Verhältniſſen; auf
Grund ihrer jahrelangen Politik mußten ſie die elende Steuer-
und Finanzpolitik mitmachen. Auf ſie trifft wahrlich das Wort zu:
„Das eben iſt der Fluch der böſen Tat, daß ſie, fortzeugend, immer
Böſes muß gebären.“ Die Reichsſchuldenlaſt iſt auf 260 Milliar-
den geſtiegen, ihre Verzinſung erfordert jährlich mehr als zehn
Milliarden, ſo daß jeder einzelne, ob Mann, Fran oder Kind,
durchſchnittlich 700 Mk. aufbringen muß, um nur die Laſten zu
tragen, das macht bei einer fünfköpfigen Familie den Betrag von
3500 Mk. Nach einer ausführlichen Schilderung des vollſtändigen
Zuſammenbruches unſerer Finanzen ſtellte Genoſſe Peters die ſich
für uns aus der Kataſtrophe ergebenden VPoſtulate auf: Wir ſollen
die Geſundung des Wirtſchaftslebens nach kapitaliſtiſchen Grund
ſätzen herheiführen. Daraus kann niemals etwas
werden. Unſer Ziel iſt Beſeitigungdeskapitaliſti-
ſchen Syſtems und Aufbau unſerer Wirtſchaſt auf ſoziga
iſt i ſſcher Grundlage.

Ein beſonderes Glangzſtück in der Steuerpolitik iſt die neue
Reichseinkommenſteuer, die gerade die niedrigen Ein-
kommen am ſtärkſten heranzieht. Hier feiert das Prinzip des
völligen Auspumpens der Steuerzahler ſeine höchſten Triumphe.
Bei allen Veutezügen, die der Steuerfiskus in die Taſchen des
Volkes unternommen hat, ließ ſich die Regierung „im fiskaliſchen
Jntereſſe“ von dem Gedanken leiten, die Steuerquellen
reſtlos auszuſchöpfen und das Verfahren ſo zu geſtalten,
„daß das Steuereinkommen nach Möglichkeit geſichert wird. Zu
dieſem Zwecke fing die den Kapitaliſten ſo gewogene, ſozialiſtiſch
maskierte Regierung natürlich beim Proletariat an. Auf das
Exiſtenzminimum wird keine Rückſicht genommen. Erzberger ſelbſt
mußte zugeben, daß die gewaltige Preisſteigerung und die dadurch
zum Ausdruck gelangte Verminderung der Kaufkraft des Geldes
eine ganz erhebliche Erhöhung der Nominal beträge des Ein
kommens bedeutet, die beſonders in den unteren CEinkommen-
ſchichten zur Auswirkung gelangt, während der Reallohn
viel geringeriſt als früher. Trotzdem iſt das ſteuer-
freie Exiſtenzminimum auf 1000 Mk. für einen Ledigen, für einen
Verheirateten auf 1500 Mk. feſtgeſetzt worden, wobei ſich für jede
weitere zur Haushaltung zählende Perſon die Freigrenze nur um
300 Mk. erhöht. Jn Wirklichkeit beträgt das Exiſtenzminimum
einer vierköpfigen Familie nach den Berechnungen eines bürger-
lichen Statiſtikers 20 000 Mk. Eine demokratiſche Regierung, die
auch nur ſoziales Empfinden hätte, müßte dieſes Exiſtenzminimum
ſtenerfrei laſſen, während in dem angegebenen Falle tatſächlich
mehr als 8300 Mk. allein an direkten Steuern zu zahlen ſind.
Wenn bei einem Ehepaare beide Teile im Arbeitsverhältnis ſtehen,
wird das Einkommen zuſammengeworfen, damit möglichſt viel
herausgeſchunden werden kann. Die Kapitaliſten dagegen können

Es ſpricht allen demokratiſchen Grundſätzen Hohn,
Hörſing die Rückkehr Rives anordnet, noch bevor das durch
Mehrheitsbeſchluß der Stadtverordneten beantragte Diſziplinar-
verfahren aufgenommen und durchgeführt iſt. Die verſchiedenſten
Redner hatten in der lebten Sitadtverordnetenverſammlung un-
zweideutig zu verſtehen gerageben, daß die Haltung Rives in den
Märztagen eine ärtßerſt zweifelhafie war. Unter anderem hat der
Rechtsſozialiſt Voll bracht beton:, Rive habe den Kapp-Putſchiſter

wenn
Hen

tagsabgeordneten zum Landrat ernannt. Nun ruft ſein
Hörſing gegen den Willen der Stadtverordnetenmehrheit auch noch

zent h
zurückbehalten müſſen.

ſich von der Einkommenſteuer drücken, wofür die Aktienbeſiter der
Unternehmungen, die im vergangenen und dieſem Jahre außer-
ordentlich hohe Gewinne erzielt haben, treffliche BVeiſpiele abgeben.

Die tollſte Zumutung an die Arbeiter und Angeſtellten
bedeutet indes die BVeſtimmung, daß die Unternehmer 10 Pro-

des Lohnes oder Gehalts für Steuern
beiter

h ad e,
wnicht die richtige Antwort gegeben. und keine Antwort ſei auch eine durchgedacht, dazu ſützren daß r

Antwort. Muß es da nicht jonderbar anmuten, daß nun Her rſing e C R i n r V nete tenerm 7 r vl land 19 ab
e neht enn die Regierung jest zu ſolchen Mitteln, wie demnicht nur den Willen et D tadtparlament mel rhett, mer n Steue ug bei der Lohnz rhlung, greift, geſchicht es in der be
dem Beſchluß und die Aeinung ſeiner eigenen Genoſſen durch Fre Furcht die Arbeiter die ihnen zugemuteten Steuern
ſeine „Verordnung“ vergewoltigt? nicht en können und daß bei Pfändungen nach der Verelen

Thiele wurde gegen den Willen von zwei Drittel aller Kre ng i zsjal ts mehr zu holen iſt. Aus dieſen Grün-
Proletarier ein Zehntel des Jahres zuronarbeit gezwungen werden. Auch kann nicht
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Eeuerh erh. 73. zudrücken verſuchen würde wir hatten mi Gel Steuern
zu hinterziehen, weil der Unternehmer die Löhne der Arbeiter und
Sehälter der Angeſtellten der Steuerbehörde mitteilte, und dieſe
s auf den letzten Pfennig veranlagt wurden. die Steuerdrücke

Aerger ſind vielmehr in ganz anderen als in Arbeiterkreiſen zufuchen. Brutal wird die Raßnahme dadurch, daß uns 10 et

vom jetzigen Lohn abgezogen werden, während die Einſchätzung
doch immer nach dem Lohn oder Gehalt vom Vorjahr erfolgte.
Kinderreiche Familien, bei denen das ſteuerfreie Einkommen etwas
größer iſt, bezahlen dem Staate zinslos Geld voraus. Den Dienſt
oten mit Naturalbezügen, den Landarbeitern, die Deputat erhalten, werden bis zu 20 Prozent abgezogen. Hart getroffen wer
den auch die Veamten, die am 1. Juli ihr Geh auf ein Viertel
jahr vor ausgezahlt erhalten.

Aus dieſen wenigen Angaben geht hervor. d
abzug ganz unmöglich iſt. Mit Rech
beiter ihren vollen Lohn und die Aufhebung
nahmebeſtimmung. Andernfalls wird es notgedrungen zu
ſchweren wirtſchaftlichen Auseinanderſetzungen kommen. Yunächſt
muß aber jeder verkangen, daß ihm alles, was er bis
zum 24. Juni verdient hat, an dieſem Tage aus-
gezahlt wird. Aber auch darüber hinaus werden wir uns
den Lohnabzug nicht gefallen laſſen; beſtenfalls mögen die
Unternehmer ihn bezahlen.

Der Kapitalismus hat ſich in unlösbare Widerſprüche ver
wickelt, nur durch die verräteriſche Volitik der r r hat
er nochmals eine Galgenfriſt erhalten. Gerade deshalb haben wir
keine Urfache, ſeinen Zuſammenbruch aufzuhalten. Unſer W
iſt die Eroberung der politiſchen Macht wir wollen
kämpfen für den Sozialismus in dem Bewußtſein, daß wir berufen
ſind. Deutſchland aus dem Elend herauszuführen und die Menſch-

der Steuerrer die Ar

heit überhaupt zu einer höheren und beſſeren Hulzur empor zu
heben.

Die lebhafte Zuſtimmung zu den Ausführungen des Redners
fand ihren Niederſchlag in folgender

Entſchließung:
Die am 22. Juni von Tauſenden beſuchte öffentliche Volks-

verſammlunt
proteſtiert mit aller Entſchiedenheit gegen den ab 25. Juni durch
die Unternehmer vorzunehmenden zehnprozentigen Steuerabzug
vom Lohn. Die Koften für die Lebenshaltung haben durch die
fortgeſehte Steigerung aller Bedarfsgegenſtände eine derartige

ſt, daß die Arbeiterſchaft ſchon jetzt nicht in der LageHöhe erreicht,
iſt, ein menſchenwürdiges Daſein zu führen. Der geplankte
Steuerabzitg bei jeder Lohn- oder Gehaltszahlung würde gerade
zu vernichtende Folgen auf die Ernährung der Arbeiterſchaft
ausüben. Die Halliſche Arbeiterſchaft wird eine Kürzung ihrer
Einnahmebezüge unter keinen Umſtänden zulaſſen,
es ſei denn, daß der Lohn oder das Gehalt um den abzuziehenden
Betrag erhöht wird. Jm übrigen erblickt die Arbeiterſchaft in
dem Steuerabzug gegenüber den beſitzenden Kreiſen eine Aus-
nahmebehandlung. Die Verſammelten fordern von der
Reichsregierung und vom Reichstag, daß die Ausnahmebeſtim-
mung ſofort beſeitigt wird und der Abzug unterbleibt. Von
den Halliſchen Unternehmern und Behörden verlangen die Ar
beiter, Angeſtellten und Beamten, daß ſie den rückſtändigen Lohn
oder das CGehalt am 24. Juni reſtlos zur Auszahlung bringen.
Gleichzeitig fordert die Halliſchen Arbeiterſchaft das geſamte
Proletariat Deutſchlands auf zum Proteſtgegen dieſen unerhörten Raubzug auf die Taſchen
der arbeitenden Bevölkerung. Einmütig muß das Proletarxiat
feinen Willen kundgeben. Klar und deutlich wollen wir der Re-
gierung ertlären, daß das Proletariat gewillt iſt, von allen ihm
zu. Gebote ſtehenden Machtmitteln Gebrauch zu machen, wenn
die brutale Maßnahme, wie ſie der Steuerabzug darſtellt, nicht
beſeitigt wird.

Vor der Abſtimmung über dieſe Entſchließung ging man zur
Ausſprache über, in der zunächſt ein hier völlig un
bekanntes jugendliches Mitglied der Kommuni-
ſtiſchen Arbeiterpartei zu einer „direkten Aktion auf
forderte, die er anſcheinend in sinem nur über Halle ausgedehnten
Generalftreik erblickte. Seine Polemik lief letzten Endes, wie zu
erwarten war, auf eine Verunglimpfung der USVP. und ihrer
Führer hingus. Nur wenige ganz kritikloſe Elemente konnten
dieſem typiſchen Vertreter einer beſtimmten Taktik Beifall
Ilatſchen. Sodann verſchwand unſer „Kommuniſtiſcher Arbeiter“,
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Alle Bekanntmachungen.

der allerdings mehr nach einem Salonkommuniſten ausſah. Gen.
Hildebrandt wies überzeugend nach, daß nur eine von der
Arbeiterklaſſe in ganz Deutſchland unternom-
mene Aktion zum Erfolg führen könnte, und die Arbeiter es
ſelbſt in der Hand haben, zu beſtimmen, was zur Abwehr des
Steuerabzuges getan werden ſoll. Dieſe Darlegungen nunterſtrich
Genoſſe Peters in ſeinem Schlußwort. Deſſen unbeſchadet
können wir eine Entſchließung annehmen. die der Regierung und
dem neuen Reichstag unterbreitet wird. Bei der Abſtimmung

ieſer Aus

der Halliſchen Arbeiter, Angeſtellten und Beamten

wurde die denn den der gangen 77bei wenigen thal angenommen. derit

M in die Betriebe zu gehen und dort laſſen,zu ergreifen ſind, Kund
al

gebung geſ en.Das H ſche Proletariat hat alſo in der An
des Steuerabzuges noch dasetzte Wort geſprochen 32 7*77. jene kapitoliſtiſchen

Kreiſe merken, die die Arbeiterſchaft dadurch verhöhnen wollen.
daß ſie ſich weigern, dem Verlangen nach Auszahlung der Löhne
und Gehälter am morgigen Donnerstag nachgzukommen, eigens in
der Abſicht, den Arbeitern und Angeſtellten ſchon jetzt den un
erträglichen Druck des neuen Steuergeſetzes fühlen zu laſſen.

Der Elternbeirat der Peſtalozziſchnule veranſtaltet am
Donnerstag, 24. d. M., abends 8 Uhr, in der Turnhalle der alten
Volksſchule (Neue Promenade 18) einen allgemeinen Elternabend.
Herr Rektor Breitbarth wird über das Thema ſprechen: „Warum
müſſen Schule und Elternhaus ſich bei der Erziehung ſchwach-
begabter Kinder in weitgehendſter Weiſe gegenſeitig unterſtützen?“

Erneute Kürzung der Zuckerratien. Die Prozinzialzuckerſtelle
hat die W für den Monat Ja wiederum um 125 Gramm

erabgeſetzt, ſo daß alſo vom 1. Juli an jede Perſon nur noch 500 Gramm
ucker lt. Die Bevölkerung muß jetzt abſparen, was auf den
tiſenbahnen waggonweiſe verſchoben wurde und in die großen Kon

ditoreien wanderte. Wann verbietet man endlich die Herſtellung von
Speiſeeis und feinem Gebäck, das ja doch nur für die Beſitzenden in
Betracht kommt.

Wer iſt der Tote? Am 22. Jnni 190 iſt hier die Leiche eines
unbekannten Mannes, die einige Tage im Waſſer gelegen hat, gelandet.
Der Tote, dem Arbeiterſtande angehörig, iſt etwa 35 Jahre alt,
1.74 m groß, kräftig, hat dunkelblondes volles Haar und dünnen
Schnurrbart, länglich volles Geſicht und lückenhafte Zähne. Er war
bekleidet mit feldgrauem Rock, branngeſprickelter Hoſe und Weſte,
ſchwarz und weiß geſtreiftem Barchenthemd, weißgrauer Barchent
unterhoſe, grau angeſtrickten Socken.

Stadttheater. Heute, Mittwoch. findet wegen Vorbereitung
zu Meiſterſinger von Nürnberg keine Vorſtellung ſtatt. Die Mitt-
woch-Stammkarten haben am Sonnabend Gültigkeit. Donnerstag,
abends 6 Uhr, gelangt Richard Wagners Die Meiſterſinger von
Nürnberg zur Aufführung. Freitag wird Leſſings Emilia Galotti
gegeben nnabend, abends 6 Uhr, im Mittwochs- Abonnement
erſte Wiederholung der Meiſterſinger von Nürnberg. Sonntag
nachmittag Volksvorſtellung Flachsmann als Erzieher, Sonntag
abend Das Dreimäderlhaus. Montag im Dienstags- Abonnement
Die Afrikanerin, Dienstag Die Meiſterſinger von Nürnberg.

Vad Wittekind. Bei gutem Wetter findet heute, Mittwoch, abend
8 Uhr ein großes Streichkonzert von dem bedentend verſtärkten Phil-
harmoniſchen Orcheſter ſtatt, deſſen Leitung der durch erfolgreiche
Konzertreiſen im Jn- und Auslande rühmlichſt bekannten Gaſt
dirigentin Ludmilla Gehrecke übertragen worden iſt. Die ab-
wechſlungsreiche Vortragsfolge enthält ausgewählte Werke erſter
Tonmeiſter. Auch die leichtere Muſe wird unter der Stabführung
der ſchneidigen Dirigentin in der bekannten Weiſe zur Geltung
gebracht werden. Der Beiuch dieſes Konzertes wird allen Muſik
freunden wärmſtens empfohlen. (Siehe Anzeige.)

Ammendorf. Sonntag, den 27. Juni, findet im Gaſthof Grein,
vormittags 9 Uhr, für den Wirtſchaftsbezirk Ammendorf eine Be
triebsrätekonferenz ſtatt. Das Erſcheinen ſämtlicher Betriebsräte
iſt erforderlich. Donnerstag, den 24. Juni, nachmittags 4 Uhr,
findet im Helmſchen Lokal die erſte Gemeindevertreterſitzung ſtatt.
Da die Sitzungen öffentlich ſind, iſt den Wählern Gelegenheit ge
boten, als Zuhörer zu erſcheinen.

Sport und Körperpflege.
Schiedsrichtervereinigung. Heute, Mittwoch, den 23. Juni, Sitzung

der Ausſchußmitglieder. Das Erſcheinen aller Mitglieder iſt dringend
erwünſcht. Anfang 8 Uhr.

Jugendausſchuß. Freitag. den 25. Juni, Beſprechung über unſere
Jugendpflege. Anfang z8 Uhr.

Vezirksfeſtausſchußß. Freitag, den 25. Juni, Zuſammenkunft und
Beſprechung der Vorarbeiten zu unſerm diesjährigen Bezirksfeſt.
Sämtliche Ausſchußmitglieder wollen zugegen ſein. Anfang z8 Uhr.
Alle Sitzungen finden im Volkspark ſtatt.

Fußballſport. Die Städtemannſchaft Halle (6. Bezirk) ſpielte gegen
die Städtemannſchaft Halberſtadt (1. Bezirk) 3:0. V. f. B. Trotha II
gegen Fichte Halle II 6:4, V. f. B. Trotha III gegen Fichte Radewell III
3:0, V. f. B. Trotha Schüler J gegen Teutonia Schüler J 4:0,
V. f. B. Trotha Schüler II gegen Freya Paſſendorf Schüler II 5:0.

Arbeiter Sport-Kartell. Spielreſultate vom Sonntag, den 20. 6. 20:
Wörmlitz I ſchlägt Hertha Steitin I 3:1 (00: 1). Wörmlitz I
ſchlägt Hertha Stettin II 5:0 (0 0). Wörmlitz III ſchlägt Hertha
Stettin III 2:1 (00 1).
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Aus der Provinz.
Cleſten. Landarbetiterſtreik. der vorigen Woche traten

die Arbeitsfrauen des Rittergutes in Streik. Sie verlan
daß die Frau rer Grünwarenhändler, die während des Jahr
ſehr oft auf Gute arbeiten, ſich organiſieren, wozu dieſe ſchon
wiederholt auf r Streik konnte am Sonn
abend erfolgreich beendet werden.

worden waren.

Jn der letzten Parteiverſammlung, die gut beſucht
war, gaben die Gemeindevertreter, die unſerer Partei angehören, ihrenBerlcht. Ueber den Kreistag in Delitzſch berichtete Genoſſe Pohle,
woran ſich eine rege Ausſp
der damit verbundenen r Koſten einſtimmig abgelehnt. Jn der
nächſten Zeit kommen die Hilfskaſſierer nochmals mit Wahlfonds
marken; es wird erwartet, daß alle Genoſſen und Genoſſinnen zu
I bedeutenden Koſten der Wahlen durch Abnahme der Marken bei

agen.
Liebenwerda. Zu Arbeitseinſchränkungen greifen die

Unternehmer jetzt auch hier am Orte. Die Firma Reiß G. m. b. H.
hat neuerdings in einem Teil des Betriebes die Arbeitszeit um die

fte t n anderen Betrieben der Stadt und Umgebung
ollen ebenfalls Einſchränkungen J werden, in Elſter-werda hat man ſchon ſeit einigen Wochen zu dieſem Mittel ge

griffen. Es iſt alſo anſcheinend ſchon wieder zuviel gearbeitet
worden. irklichkeit fühlen die Kapitaliſten nur ihr Aller
heiligſtes, den Profit. bedroht. Man ſcheut ſich nicht, die Arbeiter
aufs Pflaſter zu werfen, ihnen den Brotkorb immer höher zu
hängen, nur damit die Unternehmer keine Einbuße erleiden, und das
u einer Zeit, da erhöhte Produktion zur Deckung der Bedürfniſſe
r breiten Maſſe dringend notwendig wäre.

Mühlberg. Die Stadtverordnetenſitzung am ver-
gangenen Freitag beſchloß, die mit Hilfe der ſtaatlichen Ueber
teuerungszuſchüſſe zu uenden beiden Mehrfamilienhäuſer nicht
auf dem ſogenannten kleinen Exerzierplatz, ſondern neben dem
Elektrizitätswerk aufzuführen und den Bau durch die Stadt ſelbſt
ausführen zu laſſen. An die ſtädtiſchen Angeſtellten ſoll ein Ge
haltsvorſchuß von 800 Mk. an die Hilfsangeſtellten ein ſolcher von
1.00 Mk. gezahlt werden. Die Entſchädigung der Fortbildungsſchul-
lehrer wurde vom 1. Juni an auf 5 Mk. für die Unterrichtsſtunde
feſtgeſetzt. Dem Skadtſekretär Wunderlich ſollen für die ſtädtiſche
Protokollführung 100 Mk. für das Jahr gezahlt werden.

Herzberg. Zum Landrat im Kreiſe Schweinitz wurde
der ordnete Neeſe aus Berlin-Treptow vertretungsweiſe er
nann

Merſeburg. Der dreifache Raubmörder Wolf, der
ſchwerverletzt aus dem hieſigen Krankenhauſe geflüchtet iſt, hat ſich
erſt vor wenigen Tagen in der Kirſchenplantage bei Knavendorf auf
gehalten. Dort übernachtete er in der Oebſterbude, wo er ſich auch
ſelbſt verband. Als der Oebſter, der Wolf nicht kannte. ſchließlich
doch ſtutzig wurde, verſchwand der Geſuchte, auf deſſen Ergreifung
eine Belohnung von 3000 Mk. ausgeſetzt iſt. Die ſofort auf
genommenen Nachforſchungen und Streifen in der Umgebung ver
liefen ergebnislos.

Der Angeſtelltenſtreikim Leunngwerk geht einſt
weilen noch weiter, die Nachricht pon einer Beendigung trifft nicht
zu. Heute ſoll in der Angelegenheit in Berlin ein Schiedsſpruch ge
fällt werden, eine baldige Beendigung des Streiks iſt daher zu er

warten.
Nordhauſen. Zum kommiſſariſchen Landrat für den

Kreis Nordhaufen wurde Herr Otto Voß, der Bezirksleiter des
Deutſchen Metalkarbeiterverbandes in Halle, ernannt. Es
handelt ſich um denſelben Rechtsſozialiſten, der ſich in Halle in
keiner Metallarbeiterverſammlung mehr blicken laſſen durfte und
dennoch vor 14 Tagen einen heimtückiſchen Ueberfall auf die Räte-

wegung riskierte. Der Erfüllung unſeres Wunſches, daß die
alliſchen Metallarbeiter ihn möglichſt bald an die friſche Luft

ſetzen möchten iſt er jetzt dadurch zuvorgekommen, daß er auf
Grund ſeiner guten Beziehungen mit den rechts ſozialiſtiſchen
Potentaten ſich die Sineture in Nordhauſen verſchaffte.

Allerlei.
Raſſenkämpfe in Amerika.

C.hikago, 22. Juni. Ein Demonſtrationszug von Negern.
der von der „Zurück nach Afrika Bewegung veranſtaltet
wurde verbrannte das Sternenbanner, worauf die
Weißen den Zug ſprengten. Es entſpann ſich ein heftiger Kampf,
in deſſem Verlauf zwei Weiße und ein Neger getötet
und viele Perſonen verwundet wurden.

Verantwortlich für Politik und Parteinachrichten: Karl Bock; für Halle und
Saalkreis: Hans Vohla; ſür Aus der Provinz und Verſammlungsberichte
Johann Janßen: für Anzeigen: Hermann Schade; Verlag Volksblatt G. m. b. H
Druck: Halleſche Genoſfſenſchaftsbuchdruckerei e. G. m. b. H., ſämtlich in Halle.

S Hatie. esStädtiſcher Verkauf von Käſe
in der Talamtſchule am Donnerstag, den 24. Juni 1920.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber derLebensmittelſcheine mit den Nummern 23501-25000,
vormittags von 8--12, und nachmittags von 2--6 Uhr.
Es werden an fede Perſon eines Haushaltes 70 Gr.
zum Preiſe von 80 Pf. abgegeben.

liegen jedem neuen Bande bei oder ſind vo

12000 Mark für di
von Kürſchners Bücherſchatz Roman und Novellenſammlung).
Jeder Band mit Teuerungszuſchlag 1 Mk. Bedingungen für das Preisausſchreiben

Hermann Hillger Verlag, Berlin W 9H, koſtenlos zu beziehen.

Leſerſſi n
U. Jreich-Komenn

vom verstärkten
Philharmonlschen

Orchester, s
Leitung Gastdirigentin

n jeder Buchhandlung ſowie von

Der Verkauf von Quark
erfolgt am Donnerstag, den 24. Juni, auf den Ab-
ſchnitt 36 für die eingetragenen Kunden bei dem
Nilchhändler John, Kleine Ulrichſtraße 26 und Große

Hoſenſtraße 7. Auf jeden Abſchnitt wird Pfund

Einer sagt es dem andern
Kaffee r

Ausschpeidenhuh-Schate
eröstet ſofort lieferbar.Pfd. nur 7,50 l. b. 00 Mk. krauen

verlangen

luämilla Gebrecke.

Eintrittsproise fur
Erwachsene 8,00 MK.,

Kinder 1,60 M.
Dauerkarten frei.

l Auſdewadren! Frauen
gebrauchen bei Störungen
u. Stockungen der monat-
lichen Vorgänge Keine un-

knüpfte. Ein Kinderfeſt wurde wegen

Quark zum Preiſe von 1,.28 Mk. abgegeben.
Städtiſcher Verkauf von Bratfett

(kein Pflanzenfett)
in der Talamtſchule am Ponnergtag den 24. Juni.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
Jebensmittelfcheine mit den Rummern 2700133099,
vormittags von, 8--12 Uhr, und die Jnhaber, der
Rummern 33001--40000, nachmittags von 2-6 Uhr.
Es kann an fede Perſon eines Haushaltes Pfund
zum Preiſe von 9 Mk. für das halbe Pfund ab-
gegeben werden,

Städtiſcher Verkauf von weißen Bohnent mit Fettin der Talamtſchule am Donnerstag, den 24. Jun
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhabec der
Lebensmittelſcheine mit den Nummexn 53001-61 500,
vormittags von 8--12 Uhr, und die Jnhaber der
Nummern 61501-68500, nachmittags von 2—6 Uhr.
Es können an ſede Perſon eines Haushaltes 2 Doſen
zum Preiſe von 2 Mk. für die Doſe abgegeben werden.

Städtiſcher Verkauf von Trockenei
(4. Sonderverteilung)

in der Talamtſchule am Donnerstag, den 24. Juni 1920.
ugelaſſen zum Einkauf werden die Inhaber derin elfcheine mit den Rummern 27001--33000,

vormittags von 8--12 Uhr, und die Jnhaber der
ummern 33001--40000, nachmittags von 2-6 Uhr.Sir jede Perſon eines Haushaſzes werden 50 Gramm

um Preiſe von 4 Mk. Abgegeben. 50 GrammErockenet entſprechen der Güte von 5 Eiern.

Städtiſcher Verkauf von Kerzen
in der Talamtſchule am Donnerstag, den 24. Juni 1920.

ugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber dere reltteheheine mit den Rummern 53001—61 500,
vormittags von 8—12 Uhr, und die Jnhaber der
Nummern 61 6501—68 500, nachmittags von 2--h Ahr.
Gegen Vorlage des Lebensmittelfſcheines können an

Kukuo r u e eur 590 I. 6, O.
Haferkukuo r Zur 9.00 U. 2, 50 h.
Deutsche Wasch- u. Tollette- Seite ar 2,50 M.

Bohnen e u h hä nur 2500 M.
Viktarid- Erbsen e vur 1, 80
Zeſs Ia. vollkörnig 1 Pfo. nur 6,20 Mk
Otto Bornschein. G. m. b. H., Mittelstr. 21.

wo Kamwerjäg BergKeine Manze mehr. ner
Nicodnal. Erfolg verblſtffend. Restlose Vertälgung.
Iegr Reste Zeit zur Brutverwiehtang.
Kinderleicht anzuwenden, altbewahrt. Doppel packung
Verkauf Drog. C. Kuhnt. Gr. Tirichstr. 51. *707

Bitte ausdrücklich „Nieodaal an verlangen
Je à

dartelsehriften vent ben
El Woſfen. S
Die Gemeinde Wolfen beabſichtigt

2 tüchtige Arbeiter
zur Ausbeſſerung von Straßen und Gehwegen ein
zuſtellen. Leute, die bereits einer ähnlichen Be
aſtigung nachgegangen ſind, werden bevorzugt.

eldüungen haben im Gemeindeamt in den Vor-
mittagsſtunden von 9--3 Uhr zu erfolgen.
Wolfen, den 15. Juni 18920. *841

Der Gemeindevorſteher.jeden Haushalt drei Kerzen zum Preiſe von 4 Mk.
abgegeben werden. Tgb.Nr. 2402. Jn Vertretung: Kempe.

Jehleder-Angechnit

zu kaufen, liegt in Jhrem
Jntereſſe. 1467

Tagespreiſe.
F. Moun, Swättefabrſt.

Leipzigerſtraße 16.
Eingang Gr. Sandberg.

(Pinder badewannen

lackiert und mit Boek.

G. Brose,
r Sandbherg 8)

Chesternel
le Echte, ohne Namevauldruck

bortstr. b. R. Gimpel.

ducherstrelk!
ermöglioht in einig.
Tagen das Rauchen
ganz od. teilweise
zu unterlassen.
Wirkung verblüff.
Vollst. unschädlich.

Taghoh Anerkennungen.
Auskunft umsonst,

Merkur-Versäand München 201,

*831 Neureutherstr. 13.

bei Stärungen u. Unregel-
mäßigkeiten sofort nur 9.

anerkannt vorzügliche
Dr. Hoffmanns Mensalin.
Bestbewaährt u. empfohbl.
Garant. unsechàdl. Pr. M. 8.00
Versand distr. nur durch

Dr. K. Roffmann Co.
Berlin-Schöneberg 243.

Geſnnd und
ohne Sorge!

Damen wenden ſich bei
allen Fr.-Leid.: Weißfluß,
Störungen, Stockung. uſw.
mit genauen Angaben an

Frau Elise Vogoel,
hamburg 39. Hlv.

Eheleute müſſen die
Auftklſchrift v.

rof. Pr. D. gelefen haben.
Umſonſt gegen Rp. 7740

Apvichtz Karten

ernſten u. heiteren Jnhalts

nütren Präparate, sondern
meine dureh viele Erfolge
belisbten Tropfen und
Tee. Empfehle meine
hygien. Artikel und Gummi-
waren. Bei Anfrage Rück-

rto erbeten. *568Otto Konietzky,
ipzig,

Preubergä Gehen B II.

Frauenſchut.
Spülapparate, Frauentropf.
Preisliſte einfordern durch
Versandhaus Germanla,
1588 Halle a. S.,
Landsberger Str. 5, 1 Tr.

aucherdankl
Das sicherste Mittel,
das Rauchen ganz od.
teilweise eiuzustellen.
Wirkung verblüffend.
Auskunft umsonst.

Versandhaus Vranina
Volksbuchhanälung. Mäanchen R 20 Waltnerstr. 38

Candarbeiterinne
in großer Zahl geſucht. *344

Stäcit. Arbeitsamt, en Abtellung,
Großer Berlin 14., ruruf 7681.

ſaucher

ermòöglieht in einig. Tagen
das Rauchen ganz od. teiü-
weise einzustell. Wirkung
verblüſfend. Täglich An-
erkenn ungen. r ein-

malige Ausgabe.
Original Packung K. 13

per Nachnahme. *764
Versand „Hartl“,

München 3, Georgenstr. 48, Ir.

Zurückgekehrt vom
Grabe unſerer teuren
Entſchlafenen, Frau
Klara Beyer, geb.
Wanke, ſagen wirallen für die bewieſene
Teilnahme unſern tief-
gefühlteſten Dank.

eſonderen Dank
dem Genoſſen Berbig
für ſeine Grabrede, ſo
wie den Kollegen vom
tech. Perſonal d. Stadt-

Die trauernden 8
Hinterbliebenen.

Her

O. P.
demokrat
ſind die
Tapferſte
dieſe bli
„Rechts“
täglich H
ſeine Gel
dringende
allen Mi
oder zu ſ
und Gew
der Kapp
den kämt
Tragikom
ſataniſche
Rotgardi

Auch f
ſtandes z
von jene
exerzierer
zu laſſen.
Kappwer!l

merzung
mantel de
drohender
leichen.
Majeſtät
polſterten
und Dem
der Gene
So wie d
maſchine

mödie, z
wegung
ließ, und
Regierun
jetzt unte

Die Kr
Tage du
hausſtrafe

Verurteil
Jungen r
ſich in di
Verwund
die Waff
grünen P
heitswehr
vielleicht
lohnt mit
ſtimmt m
gegenüber

mals die
als kriege
ſichergeſte
ſchuldig
„Schulz“
dazu auf
Jammer
Kinder be
des Krieg

Die Ri
jegliche

abgeſchlo

Regierun
gebend ſe
kündung
wird übr
Kriegsge
der Rotq
Nacht ei
belgiſche

Kriegsger
Pfifferlin
Der Haß
zu Gerick
dreifach v

den Kla
ſie mit d
gegenübe
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